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Der Bundesminister der Finanzen 
II C 4002 — 1/50 


Bonn, den 16. Mai 1950 


Übersicht über die Finanz- und Haushaltslage 
des Bundes und der Länder 
im Rechnungsjahr 1950 

Vorbemerkung 

1. Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die vielfältigen und , 
finanziell bedeutsamen Anforderungen an den Bundeshaushalt 
für 1950 dem Bundestag eine Übersicht über die Finanzlage des 
Bundes und der Länder in Aussicht gestellt, um den Bundestag 
in die Lage zu versetzen zu prüfen, 

a) welche Einkünfte dem Bunde unmittelbar oder mittelbar 
(über die Länder) für 1950 zur Verfügung stehen, 

b) welche Anforderungen an den Bundeshaushalt für 1950 
gestellt werden, 

c) wie die verfügbaren Einnahmen verwendet werden müssen, 
damit die vordringlichen Bedürfnisse möglichst gleichmäßig, 
gerecht und wirtschaftlich gedeckt werden können. 

2. Die Bundesregierung überreicht hiermit 

a) eine kurze Übersicht über den Haushalt des Bundes für 
1950/51. 

Die Darstellung soll zunächst nur in großen Zügen einen all- 
gemeinen Überblick vermitteln; die Mitteilung der näheren 
Einzelheiten über die Einnahmen und Ausgaben des Bundes- 
haushalts und den Haushaltsausgleich bleibt dem Entwurf 
des Bundeshaushalts für 1950/51 und der Einführungsrede 
des Bundesministers der Finanzen Vorbehalten. 

b) einen Überblick über die Haushaltstage der Länder im Rech- 
nungsjahr 1950/51. 

3. Aus der Betrachtung der gegenwärtigen Gesamtsituation ergeben 
sich die folgenden Fragen: 

a) Besteht die Möglichkeit, der deutschen Volkswirtschaft wei- 
tere steuerliche Belastungen zuzumuten, um die an den Bund 
herangetragenen Ansprüche zu decken und den verfassungs- 
gesetzlich vorgeschriebenen Haushaltsausgleich sicherzu- 
stellen? 

b) Besteht, die Möglichkeit, innerhalb des Haushalts selbst Ein- 
sparungen vorzunehmen, um aus diesen Abstrichen die Mittel 
für die Deckung vordringlicher, insbesondere sozialer An- 
sprüche zu gewinnen? 

I. Der Bundeshaushalt für das Rechnungsjahr 1950 

A. Die verfügbaren allgemeinen 
Deckungsmittel 

4. Nach dem Grundgesetz fließen dem Bund 
die Umsatzsteuer, die Beförderungsteuer, 
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die Verbrauchsteuern mit Ausnahme der 
Biersteuer, die Monopolerträge und die 
Zölle zu. Nach dem gegenwärtigen Stand 

ist das Steueraufkommen auf ungefähr . 9 200 000 000 DM 

zu veranschlagen. 

5. Die Einnahmen des Bundes aus den Ab- 

lieferungen der Bundesbahn und Bundes- 
post sind mit rund 290 000 000 DM 

anzusetzen. 

6. Als Beiträge der Länder zu den Besat- 
zungskosten, den sonstigen Kriegsfolge- 
lasten und den Kosten der Arbeitslosenfür- 
sorge fließen dem Bund auf Grund des 
von der Bundesregierung im Einverneh- 
men mit dem Bundesrat verabschiedeten 

Entwurfs des Überleitungsgesetzes zu . . 1 135 000 000 DM 

7. Aus der Münzprägung (deren Reinertrag 
für den Wohnungsbau zweckgebunden 

ist) wird der Bund eine Roheinnahme von 500 000 000 DM 
erzielen. 

8. Die allgemeinen Deckungsmittel sind hier- 
nach insgesamt zu schätzen auf .... 11 125 000000 DM 

Wenn sich die aus der Einkommensteuer- 
senkung und den Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen der Bundesregierung erwar- 
tete Wirtschaftsbelebung im Umsatz- und 

V erb rauchsteuerauf kommen auswirkt 

und wenn es gelingt, in Zusammenarbeit 
mit den Besatzungsmächten das Schmug- 
gelunwesen erfolgreich zu bekämpfen, 

wird mit einem um 250 000 000 DM 

höheren Steueraufkommen gerechnet 

werden können. 

Die allgemeinen Deckungsmittel erhöhen 

sich dann auf 11375 000 000 DM 


B. Der Zuschußbedarf 

(Ausgaben abzüglich der speziellen 
Deckungsmittel) 

9. Nach den Anforderungen, die an das Bun- 
desministerium der Finanzen zunächst 
herangetragen worden waren, betrug der 

Zuschußbedarf ursprünglich über ... 15 000 000 000 DM 

Das Bundesministerium der Finanzen hat 
nach Verhandlungen den Bundesressorts 
mitgeteilt, daß an diesen Anforderungen 

eine Einsparung von mindestens .... 2700000000 DM 

vorgenommen werden müssen, sodaß 
noch ein Restzuschußbedarf verbleibt von 
rund 12 300 000 000 DM 
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Die Notwendigkeit, der Bundes- 
verwaltung so beträchtliche Ab- 
striche zuzumuten, kennzeichnet, 
wie beengt die finanziellen Dek- 
kungsmöglichkeiten des Bundes- 
haushalts sind. 


10. Der größte Teil des Zuschußbedarfs ist im 
wesentlichen zwangsläufig und daher auch 
beim besten Willen von der Bundesregie- 
rung nicht beeinflußbar. Diese unelasti- 
schen Ausgaben setzen sich aus den folgen- 
den Ansätzen zusammen: 

a) Besatzungskosten 

Gliederung und Höhe der Besatzungs- 
kosten sind in dem als Anlage 1 beige- 
fügten Sonderbericht erläutert. 

b) Soziale Kriegsfolgelasten (insbesondere 

Kriegsfolgenhilfe und Versorgung der 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinter- 
bliebenen) 

c) Sonstige Soziallasten (Arbeitslosenfür- 

sorge und Zuschüsse an die Sozialver- 
sicherungsträger) 

Gliederung und Höhe der sozialen Kriegs- 
folgelasten und der sonstigen Soziallasten 
sind in dem als Anlage 2 beigefügten 
Sonderbericht erläutert. 


4 550 000 000 DM 


3 680 000 000 DM 

1 480 000 000 DM 


Die vorstehenden gemäß Artikel 120 des 
Grundgesetzes vom Bunde zu tragenden 
Kriegsfolge- und Soziallasten betragen ins- 
gesamt . 

11. Ebenso zwangsläufig und kaum beeinfluß- 
bar sind die folgenden Aufwendungen: 

a) Verwendung der Einnahmen aus der 
Münzprägung (vgl. Nr. 7) 

aa) Prägekosten . 1ÖQ 000 000 DM 
bb) Sozialer Woh- 
nungsbau . . 400 000 000 DM 

b) Berlinhilfe 

Die Bundesregierung läßt zur Zeit den 
Zuschußbedarf der Stadt Berlin im Be- 
nehmen mit dem Magistrat durch den 
Rechnungshof im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet überprüfen. Der hier ver- 
anschlagte Betrag wird unter der Vor- 
aussetzung in den Haushaltsplan einge- 
stellt, daß das Prüfungsergebnis einen Zu- 
schuß in dieser Höhe gerechtfertigt und 
ausreichend erscheinen läßt. 

c) Preissubventionen 

Es wird davon ausgegangen, daß für die 
Zeit ab 1. Juli 1950 Subventionsausgaben 
nicht mehr geleistet werden. 


9 710 000 000 DM 


500 000 000 DM 
300 000 000 DM 


290 000 000 DM 
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130 000 000 t>M 


d) Schuldendienst 

Hiervon entfallen 110 Mill. DM auf die 
Verzinsung von Ausgleichsforderungen 

zusammen 1 220 000 000 DM 

12. Die vorstehenden, im wesentlichen 
zwangsläufigen, durch Sparmaßnahmen 
nicht willkürlich beeinflußbaren Aus- 


gaben betragen hiernach (Nr. 10 und 11) 

insgesamt 10 930 000 000 DM 

Werden die allgemeinen Deckungsmittel 
in der Erwartung einer günstigen Ent- 
wicklung des Steueraufkommens (vgl. 

Nr. 8) auf 11 375 000 000 DM 

geschätzt, so bleiben für den sonstigen Zu- 
schußbedarf des Bundeshaushalts verfüg- 
bar nur 445 000 000 DM 


13. Der übrive Teil des Zuschußbedarfs setzt sich im wesentlichen 
aus den folgenden Ansätzen zusammen: 

Persönliche und sächliche Verwaltungsausgaben der 
Bundesregierung, 

Versorgungsbezüge für die Ruheeehaltsemofänger, 
Verwaltungsbauten im Bundesgebiet einschl. Bonn 
und Schaffung von Wohnraum für Verwaltungs- 
angehörige, 

Persönliche und sächliche Kosten der Bundesfinanz- 
verwaltung, 

Errichtung von Auslandsvertretungen, 

Volks- und Berusfzählung, 

Ernährungswirtschaftliche Vorratshaltung, 

Förderung der Wasserwirtschaft, 

Unterhaltung der Wasserstraßen, 

Unterhaltung der Bundesautobahnen und der 
Bundesstraßen. 

Der sich hieraus ergebende Zuschußbedarf beträgt insgesamt 
etwa 1,3 Milld. DM, sodaß zunächst ein ungedeckter Bedarf von 
rund 900 Mill. DM verbleibt. 

C. Der Haushaltsausgleich 

14. Der noch offene Fehlbetrag wird durch Maßnahmen, die der 
Bundesminister der Finanzen im einzelnen vorschlagen wird, 
gedeckt werden. Zu diesen Maßnahmen gehören die Einführung 
einer Luxussteuer und einer Verzehrsteuer und die Wiederein- 
führung von besonderen Arten der Beförderung-Steuer mit einem 
geschätzten Gesamtertrag von rund 45 Mill. DM. Der Bundes- 
minister der Finanzen beabsichtigt, über die bereits vorgenom- 
menen Abstriche hinaus weitere Sparmaßnahmen vorzuschlagen 
und einen Teil der für den ordentlichen Haushalt vorgesehenen 
Tnvestitionsausgaben auf den außerordentlichen Haushalt zu ver- 
lagern. 

Der Bundesminister der Finanzen wird auf Grund dieser Maß- 
nahmen den Bundeshaushalt voraussichtlich ausgeglichen vor- 
legen können. Dieses Ziel ist nur unter äußerster Kraftanstren- 
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gung, bei Zurückstellung aller nicht lebenswichtigen Bedürfnisse 
und in einsichtvoller Zusammenarbeit aller Bundesressorts zu 
erreichen. 


II. Die Länderhaushalte im Rechnungsjahr 1950 

15. Die Haushaltswirtschaft der Länder hat sich nach den zur Zeit 
vorliegenden Erhebungsergebnissen im Rechnungsjahr 1949 in 


großen Zügen etwa wie folgt gestaltet: 

a) Ausgaben: Milk DM 

Kriegsfolge- und Soziallasten 8 150 

Finanzausgleichszahlungen an die Gemeinden 1 400 

Schuldendienst 400 

Preissubventionen 300 

Persönliche Ausgaben (einschl. Versorgung) 3 300 
Sächliche Verwaltungsausgaben und allge- 
meine Haushaltsausgaben 1 100 

Investitionsaufwendungen 1 700 

Zuführung an Rücklagen 200 

Sonstige Ausgaben 900 

Ausgaben insgesamt 17 450 

b) Einnahmen: 

Ländersteuern 14 400 

Gemeindesteuern der Hansestädte 160 

Umlagen und Beiträge der Gemeinden . . . 200 

Anleihen 200 

Sonstige Einnahmen 2 150 

Einnahmen insgesamt 17 110 

Mithin Fehlbetrag: 340 


16. Der hier ausgewiesene Fehlbetrag berücksichtigt nicht, daß die 
Länder Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Hessen insgesamt 
133 Milk DM dem Arbeitslosenversicherungsstock für verauslagte 
Arbeitslosenfürsorgekosten schuldig geblieben sind. Es ist ferner 
nicht berücksichtigt, daß die Gesamtheit der Länder zur Deckung 
des Bundesfehlbetrages für das Rechnungsjahr 1949 voraussicht- 
lich mit einem Betrage von wenigstens 125 Milk DM heran- 
gezogen werden. Die Länder sind also insgesamt beim Eintritt in 
das Rechnungsjahr 1950 mit einer Hypothek in Höhe von rd. 
600 Milk DM belastet. Ob diese Vorbelastung durch den unter 
Nr. 15 ausgewiesenen Rücklagenbetrag von 200 Milk DM ge- 
mildert wird, läßt sich ohne nähere Nachprüfung nicht fest- 
stellen; sicher ist, daß über einen Teil dieser Rücklagemittel zu- 
gunsten anderweitig vorfinanzierter Investitionen bereits verfügt 
worden ist. Hier soll unterstellt werden, daß der echte Istfehl- 
betrag der Länder aus dem Vorjahre sich in der Größenordnung 
von 500 Milk DM bewegt. Das Defizit entfällt zur Hauptsache 
auf die finanzschwachen Länder Schleswig-Holstein, Nieder- 
sachsen, Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und Baden. Der hori- 
zontale Finanzausgleich des Rechnungsjahres 1950 wird außer- 
stande sein, diese Fehlbeträge abzudecken. 
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17. Durch die Oberleitung von Lasten und Deckungsmitteln auf den 
Bundeshaushalt (Vollzug des Grundgesetzes) schrumpft das Ge- 
samthaushaltsvolumen der Länder auf etwa die Hälfte zusammen. 
Die Ausgabenseite der Länder wird künftig — nach Wegfall des 
starren und umfangreichen Blocks der Kriegsfolge- und Sozial- 
lasten — in erster Linie von den herkömmlichen und im wesent- 
lichen gleichbleibenden Aufgaben der allgemeinen Staatsverwal- 
tung und den Bedürfnissen der gemeindlichen Finanzwirtschaft 
bestimmt. Auch die Einnahmenseite der Länderhaushalte unter- 
liegt einem bedeutsamen Strukturwandel: die Länder verlieren 
die krisenfesteren Umsatz- und Verbrauchsteuern und werden 
vorwiegend auf Steuern verwiesen, die an das Einkommen, also 
ein besonders konjunkturempfindliches Element anknüpfen. 

18. Für die Gesamtheit der Länder bedeutet der Überleitungsvorgang 
im Ergebnis eine Entlastung. Im Rechnungsjahr 1949 haben die 
Länder nach den zur Zeit vorliegenden Erhebungsergebnissen 
zur Deckung der auf den Bund übergegangenen Lasten 
rund 8 830 Milk DM aufgewandt, davon rund 8 150 Mill. DM 
für Kriegsfolge- und Sozialausgaben. Die auf den Bund über- 
gegangenen Steuern haben im Rechnungsjahr 1949 rund 7 350 
Mill. DM erbracht, die Länder waren mithin gezwungen, rund 
1 480 Mill. DM aus ihren eigenen Einnahmen zuzuschießen. Da 
die Interessenquotenbelastung der Länder für 1950 nur 1 135 
Mill. DM beträgt, ergibt sich für sie eine Nettoentlastung von 
345 Mill. DM. 

19. Für die einzelnen Länder wirkt sich der Überleitungsvorgang 
unterschiedlich aus, und zwar günstig oder ungünstig, je nach dem 
Verhältnis, in dem die auf den Bund übergegangenen Lasten und 
Deckungsmittel quantitativ zu einander standen. Vorteilhaft ist 
die Überleitung für die mit Kriegsfolgeausgaben überlasteten, 
aber verbrauch- und umsatzsteuerschwachen Gebiete, während 
die Länder, die bisher als leistungsfähig galten, zum Teil beträcht- 
liche Einbußen erleiden, weil hier das Umsatz- und Verbrauch- 
steueraufkommen die Kriegsfolge- und Soziallasten überstieg. 
Trotz der nivellierenden Wirkung des Überldtungsvorganges 
wird sich auch im Rechnungsjahr 1950 ein horizontaler Finanz- 
ausgleich noch als erforderlich erweisen, weil die Entlastung, die 
den finanzschwachen Ländern zuteil wird, durch den Weg- 
fall des vorjährigen Finanzausgleichs und durch die Vor- 
belastungen der vorangegangenen Rechnungsjahre zum Teil 
überkompensiert wird. Es ist überdies zu berücksichtigen, daß 
sich bei den mit Kriegsfolgeausgaben überlasteten Ländern ein 
hoher Bedarf im Bereich der eigentlichen Staatsverwaltung an- 
gestaut hat, der bisher deshalb nicht gedeckt werden konnte, 
weil diese Länder gezwungen waren, die ganze Kraft ihres Haus- 
halts auf die Finanzierung der unverhältnismäßig hohen Kriegs- 
folgelasten zu konzentrieren. Durch die Neuregelung der Ein- 
kommensteuer werden die Länder im großen und ganzen in ihren 
Einnahmen nicht wesentlich betroffen, weil im Rechnungsjahr 
1950 fünf Vorauszahlungstermine statt vier anfallen. Eine Schmä- 
lerung kann bei den Ländern eintreten, die wegen ihrer Kassen- 
schwäche nicht zur vierteljährlichen Vorauszahlung übergehen 
konnten, sondern das System der monatlichen Abschlagszahlun- 
gen beibehalten mußten. Andererseits wird die Schwächung, die 
der Überleitungsvorgang für die bisher leistungsfähigen Länder 
zur Folge hat, das Zustandekommen einer umfassenderen Finanz- 
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ausgleichsregelung außerordentlich erschweren; deshalb wird ein 
solcher Finanzausgleich vermutlich nur zugunsten ausgespro- 
chener Notstandsgebiete in Betracht gezogen werden können. 
Aber selbst ein so begrenzter Ausgleich hat zur entscheidenden 
Voraussetzung, daß der Ländergesamtheit eine hinreichende 
Manövriermasse verbleibt, aus der die unabweisbaren Bedürfnisse 
einzelner finanzschwacher Länder notdürftig gedeckt werden 
können. Ein Bundeszugriff auf die Einkommen- oder Körper- 
schaftsteuer würde alle Bemühungen um einen angemessenen 
Länderfinanzausgleich vereiteln und sich für die Notstandsgebiete 
geradezu verhängnisvoll auswirken. Es darf auch nicht außer 
Betracht gelassen werden, daß die gesamten Aufwendungen für 
das kulturelle Leben der Nation von den Ländern getragen wer- 
den und eine allzu starke finanzielle Beschränkung der Länder 
zu einer Verkümmerung ihrer kulturellen Aufgaben führen muß. 

20. Mit erheblichen Ausfällen rechnen die meisten Länder bei ihren 
sonstigen (außerhalb des früheren Reichssteuersystems anfallen- 
den) Einnahmen. Dieser Einnahmeverlust erklärt sich zum Teil 
aus dem (an sich erfreulichen) Rückgang der übertriebenen Holz- 
einschläge der letzten Jahre, aus dem Rückgang der Vermögens- 
erträee und dem Wegfall von Sondersteuern, die aus steuerwirt- 
schaftlichen Erwägungen abgebaut werden mußten (z. B. Bau- 
notabgabe in Bayern, Weinsteuer in Rheinland-Pfalz). Die Län- 
der veranschlagen den Rückgang ihrer sonstigen Einnahmen auf 
350 Mill. DM. 

21. Inseesamt werden die Länder für 1950 mit einer Haushaltsver- 
schlechterung zu rechnen haben, welche die Entlastungswirkung, 
die der Überleitungsvorgang für einzelne Länder ausgelöst hat, 
übertreffen wird. Es ist deshalb nicht damit zu rechnen, d?ß der 
Bundesrat einem Gesetz zustimmen wird, das zum Ausgleich des 
Bundeshaushalts die Inanspruchnahme von Teilen der Einkom- 
men- oder Körperschaftsteuer vorsieht. 

III. Das Problem der Erschließung neuer Einnahmequellen 

22. Aus dem Vorgesagten ergibt sich, wie gerinn für*den Bundeshaus- 
halt angesichts der beschränkt verfügbaren Finanzmasse die Mög- 
lichkeiten zur Übernahme zusätzlicher Lasten sind; es ergibt sich 
weiter, daß aus der Länderfinanzmasse zusätzliche Einnahmen 
für den Bund nicht zu erwarten sind. Damit entsteht die Frage, 
ob die noch nicht gedeckten Anforderungen an den Bundeshaus- 
halt eine weitere steuerliche Belastung der deutschen Volkswirt- 
schaft vertretbar erscheinen lassen. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß der Wirtschaft im Vorjahre zu den bisherigen Steuerlasten 
mit der Soforthilfeabgabe eine zusätzliche schwere Verpflichtung 
aufgebürdet worden ist, die ihr im wesentlichen auch dann ver- 
bleiben wird, wenn das System des Soforthilfegesetzes durch den 
von der Bundesregierung geplanten endgültigen Lastenausgleich 
abo-elöst sein wird. Keinesfalls kann bereits im Rechnungsiahr 
1950 mit einer Aufhebung der Soforthilfeabgabe und einem Er- 
satz im Rahmen des endgültigen Lastenausgleichs gerechnet wer- 
den. Eine volkswirtschaftliche Würdigung der derzeitigen Steuer- 
last muß also die von der deutschen Volkswirtschaft aufgebrachte 
Soforthilfeabgabe in ihre Betrachtung einbeziehen. 

23. Die in den anliegenden Übersichten zusammengestellten Einzel- 
beispiele zeigen, daß in der gewerblichen Wirtschaft die „Ge- 
winnbeteiligung“ der öffentlichen Hand durchweg erheblich z.T, 
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um ein Mehrfaches größer ist als die des Unternehmers; denn 
die Gesamtsumme aus Umsatz-, Real- und Personalsteuern über- 
steigt durchweg den Rohgewinn (Anlage 3). In der Landwirt- 
schaft werden nach den Betriebsergebnissen der buchführenden 
Betriebe bei einem Uberschuß von 141 DM je Hektar durch per- 
sönliche Steuern und durch Soforthilfeabgabe 90 DM bean- 
sprucht (Anlage 4). Nach einer der Denkschrift des Deutschen 
Bauernverbandes zur Steuerreform beigefügten Übersicht über 
das Abgabesoll an Real-, Personalsteuern und sonstige Abgaben 
von 25 landwirtschaftlichen Betrieben in Nordrhein-Westfalen 
überschritt 1948/49 das Abgabesoll in Einzelfällen 300 DM je 
Hektar. Im Durchschnitt dieser Betriebe erreichte es 185 DM 
je Hektar. Die Personalsteuern und die Soforthilfe betrugen 
134,4 DM je Hektar (Anlage 5). 

24, Eine weitere Belastung der gewerblichen und landwirtschaft- 
lichen Betriebe erscheint somit ausgeschlossen. Zu demselben 
Ergebnis führt auch eine zwischenzeitliche Betrachtung des 
Steueraufkommens je Einwohner und ein Vergleich zwischen 
Bruttosozialprodukt und Steueraufkommen (Anlage 6). Das 
Steueraufkommen je Einwohner war 1949 gegenüber 1913 auf 
beinahe das Sechsfache und gegenüber 1936 auf rund das Dreiein- 
halbfache gestiegen. Bei Ausschaltung der Kaufkraftänderungen 
betrug die Steuerbelastung je Einwohner 1949 immer noch rund 
290 v. H. jener von 1913 und rund 275 v. H. jener von 1936. 
Vom Bruttosozialprodukt beanspruchten die Steuern 1913 7,6 
v. H,, 1936 18,8 v. H. und 1949 sogar 25,0 v. H. Der Anteil 
der Steuern vom Umsatz und Verbrauch am Gesamtsteuerauf- 
kommen, der 1913 noch 36,1 v. H. betrug, stellte sich 1949 auf 
46,2 v. H. und wird 1950 nach den Vorschätzungen 50 v. H. 
übersteigen. Eine Erhöhung der Steuern vom Umsatz, Ver- 
brauch und Aufwand ist somit ausgeschlossen (Anlage 7). 

25. Der Zahlenverlauf läßt im übrigen deutlich erkennen, daß man 
höhere Steuereinnahmen nicht schlechthin durch höhere Steuer- 
sätze erzwingen kann; erst die sinnvolle Anpassung der Besteue- 
rung an die jeweilige Wirtschaftslage ergibt das Optimum an 
Steuereinnahmen. Eine Vermehrung der zur Deckung des öffent- 
lichen Bedarfs erforderlichen Mittel kann daher aus schema- 
tischen Steuererhöhungen nicht erwartet werden. Sie sind bei 
dem heute erreichten Grad der Steuerbelastung auch volkswirt- 
schaftlich nicht zu verantworten; jede Steigerung der Steuer- 
belastung würde mit Sicherheit zu einer Lähmung der Wirtschaft 
führen, damit die Steuereinnahmen insgesamt schädigen und die 
Öffentlichen Sozialausgaben überdies vermehren. Deshalb er- 
scheinen alle Erwägungen, etwa durch eine Erhöhung der Um- 
satzsteuer oder ähnliche Maßnahmen neue Einnahmequellen zu 
erschließen, wenig sinnvoll. Aus volkswirtschaftlichen Gründen 
kann an eine Teilerhöhung der Umsatzsteuer gedacht werden 
mit dem Ziel, eine volkswirtschaftlich notwendige Lenkung des 
Verbrauchs herbeizuführen. Mit dieser Zweckbestimmung plant 
das Bundesministerium der Finanzen eine Luxussteuer und eine 
Besteuerung der Verzehrspesen. Die Absicht ist in beiden Fällen 
weniger, einen unmittelbaren haushaltsmäßigen Effekt zu er- 
zielen; das veranschlagte Erträgnis dieser neuen Steuern, wenn 
sie die Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften finden, 
ist verhältnismäßig gering (vgl. Nr. 14). Die Steuern sollen in 
erster Linie das Aufkommen der Einkommensteuer günstig be- 
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einflussen; entscheidend ist ihre mittelbare Wirkung auf den 
Haushalt. 

26. Aber auch Steuersenkungen sind nicht zu vertreten, wenn sie 
nur zu einer Verminderung der Bundeseinnahmen führen, weil 
auch die Ausgaben, die der Bund zu leisten hat, zum größten Teil 
nicht willkürlich reduziert werden können. Steuersenkungen 
sind nur in den Fällen möglich und notwendig, in denen die der- 
zeitige steuerliche Belastung volkswirtschaftlich schädlich ist 
und die Senkung von Steuersätzen zu einer nachhaltigen Wirt- 
schaftsbelebung führt, die ihrerseits die Steuereinnahmen ins- 
gesamt mehrt. Die Senkung der Steuertarife, die der Bundes- 
minister der Finanzen bei Zucker, Zigarren und Bier in Vorschlag 
gebracht hat oder in Vorschlag bringen wird, dienen ausschließ- 
lich volkswirtschaftlichen Zielen. Die Zuckersteuersenkung be- 
zweckt, die deutsche Zuckerproduktion zu fördern und damit 
die Aufwendungen an Devisen und die Subventionen zur Ermög- 
lichung der Einfuhr zu senken; die Zigarrensteuersenkung ver- 
folgt den Zweck, einen bedrohten Wirtschaftskreis vor dem Zu- 
sammenbruch zu retten und der Vermehrung der Arbeitslosigkeit 
entgegen zu wirken; mit der Biersteuersenkung soll eine mengen- 
mäßige Steigerung des Konsums und dessen Verbilligung für die 
breiten Bevölkerungsschichten erreicht und damit brachliegende 
Kapazitäten der beteiligten Wirtschaftszweige wieder nutzbar 
gemacht werden. Die Zigarrensteuersenkung hat das Aufkommen 
an Zigarrensteuer fühlbar belebt. Von der Biersteuersenkung 
wird eine ähnliche günstige Wirkung erwartet. 


IV. Ergebnis 

27. Diese Betrachtungen führen zu der Erkenntnis, daß praktisch 
weder eine weitere steuerliche Belastungsmöglichkeit der Volks- 
wirtschaft noch eine zusätzliche Ausweitungsmöglichkeit der 
Bundesausgaben gegeben ist. Die Finanzpolitik des Bundes und 
der Länder kann deshalb nur auf das Ziel konzentriert werden, 
planmäßig auf eine nachhaltige Belebung der Wirtschaft hinzu- 
wirken und auf diese Weise organisch die steuerlichen Mehrein- 
nahmen zu erzielen, aus denen die unabweisbaren Mehrbedürf- 
nisse der öffentlichen Hand gedeckt werden können. 

28. Unabhängig hiervon bleibt die Aufgabe, innerhalb des Etats 
durch eine Ökonomische Sparpolitik die Mittel zu gewinnen, die 
für vordringliche, aber noch ungedeckte Bedürfnisse benötigt 
werden. Die Bundesregierung ist bestrebt, durch eine Rationali- 
sierung des behördlichen Apparates den Verwaltungsaufwand zu 
senken und die Verwaltungswirksamkeit zu steigern. Das Pro- 
blem des Haushaltsausgleichs läßt sich freilich mit solchen Spar- 
maßnahmen nicht lösen. Die Unelastizität des Bundeshaushalts 
wird dadurch gekennzeichnet, daß die Kriegsfolge- und Sozial- 
lasten 85 v. H. und die zwangsläufigen Ausgaben insgesamt 
95 v. H. der allgemeinen Deckungsmittel in Anspruch nehmen. 

29. Das Schwergewicht der Bundeslasten liegt neben den Besatzungs- 
kosten bei den Sozialausgaben. Sie sind für den Lebensunterhalt 
der hilfsbedürftigen Vertriebenen, Evakuierten, Kriegsversehr- 
ten, verdrängten öffentlichen Bediensteten, Dauerarbeitslosen 
usw. bestimmt; die Aufwendungen für diesen Personenkreis 
fallen dem öffentlichen Haushalt unmittelbar zur Last. Die Auf- 
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Wendungen der allgemeinen Fürsorge werden von den Ländern 
und den Gemeinden getragen. Die sozialen Leistungen des Lasten- 
ausgleichs werden gesondert hiervon außerhalb' des Haushalts 
aufgebracht. Auch die Leistungen der Sozialversicherung und 
der Arbeitslosenversicherung finden, soweit sie nicht aus öffent- 
lichen Etatmitteln bezuschußt werden, im Bundeshaushalt keinen 
Niederschlag. Der als Anlage 8 beigefügte Sonderbericht ver- 
mittelt einen Gesamtüberblick über Höhe und Entwicklung des 
Gesamtkomplexes der öffentlichen Soziallasten; er läßt erkennen, 
daß nur bei äußerster Anspannung aller wirtschafts- und finanz- 
politischen Kräfte die unverhältnismäßig hohen und ständig zu- 
nehmenden Sozialverpflichtungen in einem tragbaren Verhältnis 
zur finanziellen Leistungsfähigkeit des öffentlichen Gesamthaus- 
halts gehalten werden können. 
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Anlage 1 


Die Besatzungslasten 

im Bundeshaushalt für das Rechnungsjahr 1950 


1. Nach Artikel 120 Absatz 1 des Grundgesetzes und den Bestim- 
mungen des Liberleitungsgesetzes trägt der Bund die Besatzungs- 
kosten. Für das Rechnungsjahr 1950 liegt erstmals ein von der 
Alliierten Hohen Kommission (AHK) für das ganze Bundesgebiet 
aufgestellter Besatzungskostenhaushalt vor, der mit einer Gesamt- 
ausgabe von rund 4,05 Millrd. DM abschließt. Die Erwartung, 
daß die deutsche Verwaltung mit diesem Etat nunmehr einen be- 
grenzten und übersehbaren Rahmen für ihre finanzwirtschaftliche 
Gesamtplanung erhalte, hat sich nicht erfüllt. Denn nach den 
Weisungen der AHK können 

a) die Anforderungen des Gesamtetats bei Bedarf jederzeit über- 
schritten werden; 

b) die Bewilligungen der Einzelansätze bei Bedarf jederzeit für die 
Zwecke anderer Ansätze in Anspruch genommen werden; 

c) die in einem Rechnungsjahr nicht verbrauchten Mittel noch 
im folgenden Rechnungsjahr in Anspruch genommen werden. 

Es liegt auf der Hand, daß die hier vorbehaltene, dem inter- 
nationalen Haushaltsrecht völlig unbekannte Freizügigkeit in der 
Mittelverwendung die haushaltswirtschaftlichen Dispositionen 
der Bundesregierung mit einem schweren Unsicherheitsfaktor be- 
lasten und überdies bei den deutschen Verwaltungsstellen den 
Willen schwächen muß, durch eigene Spar- und Prüfungsmaß- 
nahmen zur Verminderung der Besatzungskosten beizutragen. 

2. Die weitere Erwartung, daß der von der AHK angeordnete Be- 
satzungskostenetat die finanzielle Besatzungslast dem Grunde nach 
erschöpfend erfasse, hat sich ebenfalls nicht erfüllt. Während nach 
deutscher Auffassung zu den Besatzungszwanglasten alle Kosten 
gehören, die durch unmittelbare Anordnungen der Besatzungs- 
mächte verursacht sind und mit dem Besatzungszweck im Zu- 
sammenhang stehen, hat die AHK einem Teil dieser Aus- 
gaben die Anerkennung als Besatzungskosten versagt und ihre 
Deckung dem allgemeinen öffentlichen Haushalt überlassen. So 
sind z. B. die betriebswirtschaftlich als Lohnbestandteile zu wer- 
tenden Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung für die im 
Dienste der Besatzungsmacht stehenden rund 450 000 Angestellten 
und Arbeiter (im Betrag von annähernd 100 Mill. DM) im Be- 
satzungskostenhaushalt und folglich auch in seiner Schlußsumme 
von 4,05 Milld. DM nicht enthalten. Entsprechendes gilt für die 
Kosten des Unterhalts verschleppter Personen, die nur bis Ende 
Juni 1950 etatisiert sind, und für einen Teil der auf Anordnung der 
Besatzungsmächte durchzuführenden Wohnungsbauten und damit 
zusammenhängenden Grunderwerbs- und Aufschließungskosten; 
sollten die von deutscher Seite mit dem Ziel einer Anerkennung 
dieser Kosten geführten Verhandlungen keinen Erfolg haben, 
so muß damit gerechnet werden, daß der allgemeine öffentliche 
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Haushalt zusätzlich mit sehr erheblichen und der Höhe nach nicht 
übersehbaren Ausgaben belastet wird. 


3. Schließlich hat sich auch die Erwartung auf eine fühlbare Ein- 
schränkung der Besatzungsausgaben nicht erfüllt. Soweit der Be- 
satzungskostenhaushalt echte Minderausgaben gegenüber 1949 
vorsieht, gründet sich die Senkung in erster Linie darauf, daß der 
Anlaß für die bisherigen Ausgaben zwangsläufig weggefallen ist 
oder nicht mehr im bisherigen Umfange fortbesteht. 


4. Im angeordneten Besatzungskostenhaushalt sind die folgenden 
Ausgabepositionen bemerkenswert: 


Dienstleistungen 1 230 000 000 DM 

Nutzungsleistungen . 850 000 000 „ 

Sachleistungen 940 000 000 „ 

Leistungen der Eisenbahn und Post . 470 000 000 „ 

Pauschzahlungen 190 000 000 „ 

Aufwendungen für verschleppte Per- 
sonen (bis 30. 6. 1950) 117 000 000 „ 

Nebenkosten für Reparationen, Resti- 
tutionen und Entmilitarisierung . . 105 000 000 „ 

Besatzungsschäden 93 000 000 „ 

Sonstiges 53 000 000 „ 


Insgesamt 4 048 000 000 DM 

Pauschzahlungen werden überwiegend von der französischen Be- 
satungsmacht gefordert; die Zweckbestimmung dieser Ausgaben 
ist weitgehend unbekannt. 


5. Die im angeordneten Besatzungskostenetat vorgesehenen Beträge 
verteilen sich wie folgt auf die drei Zonen: 

Amerikanische Zone 1 517 000 000 DM 

Britische Zone 1 741 000 000 „ 

Französische Zone 790 000 000 „ 

Bundesgebiet 4 048 000 000 DM 

Bemerkenswert ist der relativ hohe Anteil, der auf die franzö- 
sische Zone entfällt. Während der Anteil der französischen Zone 
an den Besatzungslasten im Bundesgebiet bisher 13 v. H. betrug, 
wird diese Zone künftig mit 20 v. H. belastet. Der Bevölkerungs- 
anteil des französischen Besatzungsgebiets beträgt 11,5 v. H.,-der 
Anteil am Steueraufkommen etwa 10 v. H. der Bundessumme. 


6. Die vom Bundeshaushalt zu tragenden Besatzungskosten erhöhen 
sich — wie dargelegt — um die Kosten, die zwar durch Anordnun- 
gen der Besatzungsmacht verursacht, von der Besatzungsmacht 
aber nicht als Besatzungskosten anerkannt sind. Der Betrag dieser 
nichtanerkannten Besatzungslasten ist zunächst überschläglich auf 
150 Mill. DM geschätzt worden; mit ziemlicher Sicherheit ist an- 
zunehmen, daß diese Summe nicht ausreichen wird. 

7. Da für die zeitliche Abgrenzung der von den Ländern auf den 
Bund übergehenden Ausgaben das Kassenprinzip (Stichtag: 1. April 
1950) maßgebend ist, hat der Bund ferner die Besatzungsausgaben 
zu tragen, die kassenmäßig nach dem 1. April 1950 anfallen, haus- 
haltswirtschaftlich aber zum abgelaufenen Rechnungsjahr gehören. 
Auch dieser Betrag konnte nur überschläglich geschätzt werden; 
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er ist einstweilen auf 399 Mill. DM bemessen. Da die Dienststellen 
der Besatzungsmächte vielfach bestrebt sind, ihre vor jährigen Fonds 
noch voll auszuschöpfen, ist auch hier noch mit einer Erhöhung 
der vorjährigen Anforderungen zu rechnen. 

8. Im Voranschlag des Bundeshaushalts sind für Besatzungskosten 
einstweilen die folgenden Beträge vorgesehen: 


Angeordneter Besatzungskostenhaushalt . . 4 048 000 000 DM 

Nichtanerkannte Besatzungslasten 150 000 000 „ 

Auslauf ausgab en 1949 399 000 000 „ 

Gesamtausgaben: 4 597 000 000 DM 
Einnahmen des Besatzungshaushalts annähernd 47 000 000 „ 

Verbleiben als Nettobelastung: 4 550 000 000 DM 
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Anlage 2 


Die sozialen Kriegsfolgelasten und die sonstigen Sozial- 
lasten im Bundeshaushalt für das Rechnungsjahr 1950 

I. Vorbemerkung 

1. Nach Artikel 120 Absatz 1 des Grundgesetzes und den Bestim- 
mungen des Überleitungsgesetzes trägt der Bundeshaushalt die 
folgenden Soziallasten: 

a) die Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe; 

b) die Aufwendungen der Umsiedlung von Heimatvertriebenen 
und der Auswanderung von Kriegsfolgenhilfeempfängern; 

c) die Aufwendungen für verdrängte Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes und für ehemalige berufsmäßige Wehrmacht- 
angehörige; 

d) die Aufwendungen für Kriegsbeschädigte, Kriegshinterblie- 
bene und ihnen gleichgestellte Personen; 

e) die Aufwendungen der Arbeitslosenfürsorge; 

f) die Zuschüsse und sonstigen Leistungen an die Träger der 
Sozialversicherung. 

2. Bis zum Beginn des Rechnungsjahres 1950 sind diese Lasten von 
den Ländern getragen worden. Ihre Überleitung auf den Bundes- 
haushalt läßt die Auf gaben Verteilung auf diesen Lastengebieten 
unberührt; der verwaltungsmäßige und kassenmäßige Vollzug 
verbleibt im wesentlichen den Stellen, welche die Ausgaben bisher 
getragen haben. Im Hinblick hierauf bleiben die Länder — von 
bestimmten Ausnahmen abgesehen — mit den persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten belastet; sie beteiligen sich über- 
dies an den unter Nr. la) bis e) genannten Aufwendungen mit 
prozentualen Kostenbeiträgen (Interessenquoten), deren Höhe 
für die einzelnen Lasten verschieden bemessen ist und je nach 
dem Grade der verwaltungsmäßigen Einwirkungsmöglichkeit auf 
die Gestaltung der Ausgaben 10 bis 25 v. H. beträgt. Da diese 
Länderbeiträge auf der Einnahmenseite des Bundeshaushalts er- 
scheinen, bleiben sie — unbeschadet ihres haushaltswirtschaft- 
lichen Entlastungseffekts — für diese Betrachtung, welche die 
Brutto ausgab en des Bundeshaushalts zum Gegenstände hat, außer 
Ansatz. 

3. Das Sozialrecht (insbesondere die Vorschriften über Vorausset- 
zung, Art und Maß der kriegs verursachten Versorgungsleistun- 
gen) hat sich seit 1945 in den einzelnen Ländern unterschiedlich 
entwickelt. Die Übernahme der großen sozialen Lasten auf den 
Bundeshaushalt muß notwendig zu einer Rechtsvereinheitlichung 
führen; die Vorarbeiten hierzu sind eingeleitet und auf einzelnen 
Gebieten zu einem vorläufigen Abschluß gekommen. Im übrigen 
hat der Bund die kriegsverursachten Sozialausgaben einstweilen 
in der Art und in dem Umfang übernommen, die sich aus dem 
am 31. März 1950 geltenden Rechtszustand ergaben. Das Uber- 
leitungsgesetz stellt sicher, daß die Länder nach diesem Tage nicht 
mehr von sich aus Bestimmungen treffen können, die eine finan- 
zielle Mehrbelastung des Bundeshaushalts zur Folge haben. 
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II. Die Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe 

4. In allen Ländern hat sich seit 1945 aus den landesrechtlichen 
Regelungen des gemeindlichen Finanzausgleichs ein bestimmter 
Begriff der Kriegsfolgenhilfe herausgebildet, der den Kreis der 
Fürsorgeausgaben umfaßt, die mit dem Krieg und seinen Folgen 
in ursächlichem Zusammenhänge stehen. Angesichts der Unter- 
schiedlichkeit der landesrechtlichen Einzelbestimmungen war 
hier eine feste Begrenzung und Normierung der vom Bunde zu 
finanzierenden Leistungen schon deshalb geboten, weil am Voll- 
zug der Kriegsfolgenhilfe eine Vielzahl von Verwaltungsträgern 
(Bezirksfürsorgenverbände usw.) beteiligt ist. Der Finanzaus- 
schuß der Ministerpräsidentenkonferenz hatte daher bereits im 
Vorjahre einen aus Vertretern der zuständigen Länderministerien 
und Sachverständigen der Fürsorgepraxis gebildeten Arbeitsstab 
(Vorsitz: Professor Dr. Polligkeit, Frankfurt a. M.) beauftragt, 
den auf den Bundeshaushalt zu überführenden Lastenkomplex 
der Kriegsfolgenhilfe nach Art, Umfang und Personenkreis ein- 
heitlich zu bestimmen, die Kriegsfolgenhilfe vom Bereich der all- 
gemeinen Fürsorge abzugrenzen und ihre Kosten interregional 
vergleichbar zu ermitteln. Der Arbeitsstab hat ein ausführlich 
begründetes Gutachten erstattet, dessen Ergebnisse der Uber- 
leitungsregelung zugrunde! iegen. 

5. Hiernach erstrecken sich die Leistungen der Kriegsfolgenhilfe 
auf den Personenkreis, dessen Hilfsbedürftigkeit durch den Krieg 
und seine Folgen verursacht ist: Heimatvertriebene, Evakuierte, 
Zugewanderte aus der sowjetischen Besatzungszone und aus 
Berlin, Ausländer und Staatenlose, ferner Angehörige von Kriegs- 
gefangenen und Vermißten, Heimkehrer sowie Körperbeschä- 
digte und Hinterbliebene, soweit sie ausschließlich oder ergän- 
zend von der öffentlichen Fürsorge unterstützt werden müssen. 
Art und Umfang der vom Bund übernommenen Fürsorgeauf- 
wendungen (Ausgaben abzüglich der korrespondierenden Ein- 
nahmen, wie Erstattungen u. dgl.) beschränken sich auf die nach 
gesetzlicher Anordnung und den örtlichen Rieht- oder Pflege- 
sätzen zulässigen Pflichtleistungen der offenen, halboffenen und 
geschlossenen Fürsorge (inviduelle Kriegsfolgenhilfe) und auf die 
Kosten der Grenzdurchgangslager und der sonstigen Durchgangs- 
und Wohnlager (allgemeine Maßnahmen der Kriegsfolgenhilfe). 
Mit den Kosten der geschlossenen Fürsorge und den Lagerkosten 
übernimmt der Bund auch die Verwaltungsausgaben, die in den 
Pflegesätzen und den Lagerbetriebskosten enthalten sind und 
nicht ausgegliedert werden können. 

6. Die Leistungen der Kriegsfolgenhilfe beruhen in erster Linie auf 
Reichsrecht (z. B. Fürsorgepflichtverordnung) und ergänzend auf 
landesrechtlichen Bestimmungen. Zwei Teilgebiete des Gesamt- 
komplexes, die sich in den einzelnen Ländern besonders unter- 
schiedlich entwickelt hatten, sind nunmehr bundesgesetzlich ge- 
regelt und damit — z. T. unter stärkerer Betonung versorgungs- 
rechtlicher Grundsätze — für das Bundesgebiet vereinheitlicht 
worden, und zwar 

a) die Gewährung eines Entlassungsgeldes und einer Übergangs- 
beihilfe an Heimkehrer (§§ 2 und 3 des Heimkehrergesetzes), 

b) die Gewährung einer Unterhaltsbeihilfe an Angehörige von 
Kriegsgefangenen (Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für An- 
gehörige von Kriegsgefangenen). 
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7. Im Rechnungsjahr 1949 entfielen vom Gesamtaufwand der 
öffentlichen Fürsorge einschh Lagerkosten (rund 1,3 Milld. DM) 
etwa 65 v. H. (rund 800 Milk DM) auf die Leistungen der Kriegs- 
folgenhilfe. Während die Aufwendungen der allgemeinen (ur- 
sprünglichen) Fürsorge seit Beginn des Kalenderjahres 1949 im 
großen und ganzen konstant geblieben sind, ist bei der Kriegs- 
folgenhilfe (Aufwand und Parteienzahl) in den Ländern der bri- 
tischen und amerikanischen Zone eine rückläufige Entwicklung 
festzustellen; sie erklärt sich u. a. aus der allmählichen wirtschaft- 
lichen Eingliederung und Umsiedlung von Kriegsfolgenhilfeemp- 
fängern, aus der Rückkehr von Kriegsgefangenen, aus der Über- 
führung von Kriegsfolgenhilfeempfängern in die Sozialrenten- 
und Kriegsbeschädigtenversorgung und aus den Leistungsver- 
besserungen der Sozialversicherung und der Kriegsbeschädigten- 
versorgung. Seit dem Inkrafttreten des Soforthilfegesetzes wird 
zudem die fühlbare Entlastung wirksam, die dem öffentlichen 
Fürsorgehaushalt dadurch erwächst, daß die Unterhaltshilfeemp- 
fänger ausdemBereich der Fürsorge ausscheiden oder nur noch er- 
gänzende Fürsorgeunterstützung beziehen. Diese Entlastung wirkt 
sich nur gering in den Ländern der französischen Zone, am stärk- 
sten in den Ländern aus, die mit sozialen Kriegsfolgeausgaben 
übermäßig belastet sind; sie wird im Bundesdurchschnitt auf etwa 
25 v. Fi. des Gesamtaufwands der Kriegsfolgenhilfe zu veran- 
schlagen sein. Werden diese Entlastungsfaktoren berücksichtigt 
und andererseits die Mehrbelastungen der französischen Zone 
durch Umsiedlung usw. in Rechnung gestellt, so sind für das 
Rechnungsjahr 1950 die Aufwendungen der inviduellen Kriegs- 
folgenhilfe auf 510 Mill. DM, die Kosten der allgemeinen Maß- 
nahmen (Durchgangs- und Wohnlager) auf 80 Mill. DM, mithin 
die Gesamtaufwendungen der Kriegsfolgenhilfe auf 590 Mill. DM 
zu veranschlagen. Dieser Ansatz liegt um etwa 210 Mill. DM 
unter den Istausgaben des Rechnungsjahres 1949. 

III. Die Aufwendungen der Umsiedlung und Auswanderung 

8. Die Verordnung über die Umsiedlung von Fieimatvertriebenen 
vom 29. November 1949 (BGBL 1950 S. 4) sieht bis zum 31. De- 
zember 1950 die Umsiedlung von 300 000 Fieimatvertriebenen 
aus den Ländern Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
vor. Geplant sind weitere Umsiedlungen, auch innerhalb der 
Länder — z. B. zum Zwecke der Familienzusammenführung — 
und aus Ländern außerhalb des Bundesgebietes. Der Bund trägt 
die Ausgaben des Transports vom bisherigen Aufenthaltsort zum 
Aufnahmeort und die damit zusammenhängenden Nebenkosten 
(Verpflegung, Begleitpersonal usw.), ferner das Überbrückungs- 
geld zur Deckung der ersten Bedürfnisse am Aufnahmeort. Der 
Bund trägt auch die Kosten der Auswanderung von Kriegs- 
folgenhilfeempfängern, und zwar die Ausgaben des Transports 
bis zum Grenzübertritt oder bis zur Einschiffung einschließlich 
der Nebenkosten. 

Für das Rechnungsjahr 1950 werden die Aufwendungen auf ins- 
gesamt 30 Mill. DM veranschlagt. 

IV. Aufwendungen für verdrängte Angehörige des öffentlichen 

Dienstes und für ehemalige berufsmäßige Wehrmachtangehörige 

9. Die Länder haben bisher den dienstunfähigen verdrängten An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes und ihren Hinterbliebenen, 
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für die im Bundesgebiet keine zur Erfüllung ihrer Versorgungs- 
oder Wartegeldansprüche zuständige Stelle vorhanden ist, ohne 
Anerkennung einer Rechtsverbindlichkeit Vorschüsse oder ähn- 
liche Zuwendungen zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts ge- 
währt. Die von den einzelnen Ländern getroffenen Regelungen, 
insbesondere die Voraussetzungen und die Höhe der Leistungen, 
weisen große Unterschiede auf. Im Rechnungsjahr 1949 haben 
die Aufwendungen der Länder für einen Empfängerkreis von 
insgesamt etwa 100 000 Personen rund 190 Milk DM betragen. 

10. Die Zahlung von Versorgungsbezügen an ehemalige berufsmäßige 
Wehrmachtsangehörige war zunächst von den Besatzungsmäch- 
ten untersagt worden. Nachdem sie später unter Einschränkun- 
gen wieder zugelassen war, haben die Länder vorschußweise 
Unterhaltsbeträge gewährt, und zwar überwiegend bis zum 
monatlichen Höchstbetrag von 160 DM. Auch hier weichen die 
von den einzelnen Ländern getroffenen Regelungen erheblich 
voneinander ab. Im Rechungsjahr 1949 haben die Aufwendungen 
der Länder für einen Empfängerkreis von insgesamt etwa 60 000 
Personen rund 80 Mill. DM betragen. 

11. Die für 1950 geplante Übergangsregelung verfolgt das Ziel, grobe 
Härten zu beseitigen, die Versorgung — wenn auch in begrenz- 
tem Umfange — rechtlich sicherzustellen und für das Bundes- 
gebiet zu vereinheitlichen. Für die verdrängten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes geht sie von dem Durchschnitt der bis- 
herigen Leistungen aus, gewährt bei kleineren Versorgungs- 
bezügen die vollen oder nahezu die vollen Beträge und sieht nur 
bei den mittleren und höheren Bezügen eine Herabsetzung vor; 
den einzelnen Ländern bleibt es Vorbehalten, höhere Leistungen 
aus eigenen Mitteln zu gewähren. Die Aufwendungen des Bundes 
werden für das Rechnungsjahr 1950 auf 300 Mill. DM veran- 
schlagt. Die Gewährung der vollen Verso rgungs- und Wartegeld- 
bezüge würde den Ausgabebedarf auf über 800 Mill. DM steigern; 
hierbei sind die Versorgungs- und Wartegeldempfänger der Bun- 
desbahn und Bundespost nicht berücksichtigt. Für die ehemaligen 
berufsmäßigen Wehrmachtangehörigen sieht die geplante Über- 
gangsregelung monatliche, nach den früheren Versorgungs- 
bezügen gestaffelte Unterhaltsbeträge von 1 00 bis 275 DM vor. 
Die Aufwendungen werden für das Rechnungsjahr 1950 auf 150 
Mill. DM veranschlagt. Insgesamt beträgt mithin die Belastung 
des Bundeshaushalts — auf ein volles Rechnungsjahr bezogen — 
450 Mill. DM; sie übersteigt um 180 Mill. DM die Ausgaben, 
welche die Länder im Rechnungsjahr 1949 für die verdrängten 
Beamten und die Wehrmachtpensionäre geleistet haben. Es wer- 
den Einnahmen besonderer Art geschaffen werden müssen, um 
diese Last überhaupt tragen zu können. 

V. Die Aufwendungen für Kriegsbeschädigte, 
Kriegshinterbliebene und ihnen gleichgestellte Personen 

12. Seit 1945 hat sich das Kriegsbeschädigtenversorgungsrecht in den 
einzelnen Ländern so unterschiedlich entwickelt, daß zur Zeit im 
Bundesgebiet acht Regelungen bestehen, die namentlich in den 
allgemeinen Versorgungsvoraussetzungen, im Umfang des Emp- 
fängerkreises und in der Höhe der Rentenleistungen erheblich 
voneinander abweichen. Während die Leistungen in der franzö- 
sischen Zone und in Nordrhein-Westfalen über dem Bundes- 
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durchschnitt liegen, waren sie in anderen Ländern unzureichend. 
Die gröbsten Unebenheiten sind durch das Gesetz zur Verbesse- 
rung von Leistungen an Kriegsopfer vom 27. März 1950 (BGBl. 
S. 77) gemildert worden, das auf bestimmten Gebieten (Teue- 
rungszuschlag, Witwenversorgung, Härteausgleich) zu einer An- 
näherung der Länderregelungen geführt hat. Weitere Leistungs- 
verbesserungen bleiben der bundeseinheitlichen Regelung des 
gesamten Versorgungsrechtes Vorbehalten. 


13. Schon in den Jahren nach dem ersten Weltkrieg bewegten sich 
die Kriegsversorgungslasten noch geraume Zeit nach Kriegsende 
auf ansteigender Linie; erst gegen Ende der zwanziger Jahre 
hatten sie ihren Höhepunkt überschritten. Die Versorgungs- 
lasten des letzten Krieges werden für die nächsten Jahre dem- 
selben Gesetz unterworfen sein. Ihr steter Anstieg erklärt sich 
z. T. daraus, daß der Kreis der Berechtigten durch Heimkehrer, 
Zuwanderer usw. ständig zunimmt und sich auch dadurch er- 
weitert, daß kriegsverursachte Gesundheitsschäden (innere Lei- 
den u. dgl.) vielfach erst nach einer gewissen Zeit hervortreten. 
Die Fülle der Rentenanträge, der die Versorgungsbehörden zu- 
nächst nicht gewachsen waren, hat zu beträchtlichen Bearbei- 
tungsrückständen geführt, deren allmähliche Aufarbeitung die 
Höhe der finanziellen Versorgungslast weiter steigen läßt. Hinzu 
kommt schließlich, daß die im Jahre 1949 und in diesem Jahre 
vorgenommenen Leistungsverbesserungen (insbesondere die 
Teuerungszuschläge und die Erweiterung des Kreises der bezugs- 
berechtigten Witwen) sich finanziell bisher noch nicht in vollem 
Umfange ausgewirkt haben. Die Zahlen der bewilligten Renten 
(Versorgungsberechtigte aus beiden Weltkriegen) haben im Vor- 
jahre die folgende Entwicklung genommen: 


31. Dezember 1948 
31. März 1949 
30. Juni 1949 

30. September 1949 

31. Dezember 1949 


2 168 000 
2 460 000 
2 698 000 

2 969 000 

3 407 000 


Am 31. Dezember 1949 entfielen von den bewilligten Renten auf 

Beschädigte 1 400 000 

Witwen und Witwer 626 000 

Waisen 1 260 000 

Eltern 119 000 


Am 31. Dezember 1949 verteilen sich die Empfänger von Be- 
schädigtenrenten nach dem Grade der Erwerbsminderung pro- 
zentual wie folgt: 


Minderung der 
Erwerbsfähigkeit 
30 v. H. 

40 v.H. 

50 v.H. 

60 v. H. 

70 v. H. 

80 v. H. 

90 v.H. 

100 v.H. 


v, H. der 
Beschädigten 

33.0 

13.0 

26.0 
5,0 

15,0 

3,2 

0,4 

4,4 


Am 31. Dezember 1949 betrug die Zahl der unerledigten Renten - 
anträge rund 760 000; nach den bisherigen Erfahrungen werden 
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die Anträge in etwa 500 000 Fällen zu Rentenbewilligungen 
führen. 

Die Versorgungsausgaben einschließlich der Verwaltungskosten 
haben im DM-Dreivierteljahr 1948 (auf ein volles Jahr umge- 
rechnet) insgesamt annähernd 1,4 Milld. DM, im Rechnungsjahr 
1949 rund 2 Milld. DM betragen. Im Rechnungsjahr 1949 haben 
diese Ausgaben die folgende Entwicklung genommen: 


1. Rechnungsvierteljahr 

418 300 000 

DM 

2. 

439 700 000 

DM 

3. 

524 400 000 

DM 

4. 

592 100 000 

DM 


14. Abweichend von dem Grundsatz, die finanzielle Verantwortung 
für die Kosten der Verwaltung den Ländern zu belassen, über- 
nimmt der Bund hier auch die Verwaltungsausgaben, weil die 
Mehrzahl der Länder auf die Organisation und Etatgebarung der 
Versorgungsbehörden (Versicherungsämter) keinen unmittel- 
baren Einfluß hat. Der Bund dagegen ist an einem zweckmäßigen 
Ausbau der Versorgungsverwaltung unmittelbar interessiert, 
weil nur durch eine Intensivierung des Untersuchungs- und Über- 
wachungsdienstes eine mißbräuchliche Inanspruchnahme von 
Versorgungsleistungen verhindert und die finanzielle Last in den 
versorgungsrechtlich gebotenen Grenzen gehalten werden kann. 

15. Bei der Veranschlagung des Finanzbedarfs für 1950 ist vom vier- 
fachen Betrage der tatsächlichen Rentenleistungen des dritten 
Rechnungsvierteliahres 1949 (rund 1 728 Mill. DM) ausgegangen 
worden. Der Mehrbedarf für den Neuzugang von Renten und 
für die Aufarbeitung von Rückständen ist — unter Berücksich- 
tigung der Minderausgaben, die sich aus der geplanten Intensi- 
vierung des Überwachungsdienstes ergeben — mit 400 Mill. DM 
angesetzt; weitere Mehrausgaben in Höhe von 100 Mill. DM und 
30 Mill. DM ergeben sich aus dem Vollzug des Gesetzes zur Ver- 
besserung von Leistungen an Kriegsopfer und aus dem Erforder- 
nis, zusätzliche Mittel für Kapitalabfindungen von Renten bereit- 
zustellen. Der Bedarf für Rentenleistungen ist hiernach auf ins- 
gesamt 2 301 Mill. DM zu veranschlagen; für sonstige Versor- 
gungsleistungen, insbesondere Heilbehandlung, sind rund 220 
Mill. DM vorgesehen. Die Kosten der Versorgungs Verwaltung 
werden (einschließlich einer einmaligen Bewilligung von 10 Mill. 
DM) 120 Mill. DM betragen. Inseesamt ergibt sich mithin für 
den Bundeshaushalt des Rechnungsjahres 1950 eine Belastung von 
rund 2,6 Milld. DM; dieser Betrag übersteigt die Istausgaben des 
Vorjahres um über 600 Mill. DM. 

VI. Die Aufwendungen der Arbeitslosenfürsorge 

16. Im Rechnungsiahr 1949 hat sich die Arbeitslosigkeit wie folgt 
entwickelt (Zahlen in Tausend): 



Arbeits- 
losen ins- 
gesamt 

Unter- 
stiitzungs- 
j m länger 

Davon 

Alu Alfu 

Verhältnis 
Alu : Alfu 

31. März 1949 

1 168 

749 

451 

298 

60 : 40 

30. Juni 1949 

1 283 

887 

470 

417 

53 : 47 

30. September 1949 

1 314 

963 

430 

533 

45 : 55 

31. Dezember 1949 

1 559 

1 203 

514 

689 

43 : 57 

31. März 1950 

1 852 

1 544 

650 

894 

42 : 58 
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Die Zunahme der Dauerarbeitslosigkeit findet darin ihren Aus- 
druck, daß sich das Schwergewicht der Empfängerzahlen in stei- 
gendem Maße von der Arbeitslosenunterstützung zur Arbeits- 
losenfürsorge verschoben hat. Die Ausgaben für Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung (ohne wertschaffende Arbeitslosenfür- 
sorge u. dgl.) haben im Rechnungsjahr 1949 etwa 625 Milk DM 
betragen; dieser Betrag entspricht bei einem Unterstützungskopf- 
satz von rund 1 100 DM einem Jahresdurchschnitt von rund 
568 000 Hauptunterstützungsempfängern. 

17. In der Erwartung, daß die wirtschaftsbelebenden Wirkungen 
der Einkoniniensteuersenkung und die vielfältigen Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Laufe des Rechnungs- 
jahres auch zu einem Rückgang der Zahl der Arbeitslosenfür- 
sorgcempfänger führen werden, wird für 1950 von einem Jahres- 
durchschnitt von 575 000 Hauptunterstützungsempfängern und 
einem Unterstützungskopfsatz von 1 116 DM ausgegangenen; 
das ergibt einen Jahresbedarf für Unterstützungsleistungen von 
642 Milk DM. Hinzukommen die Mehrausgaben auf Grund des 
Heimkehrergesetzes, die auf 36 Milk DM (Arbeitslosenhilfe) und 
17 Milk DM (Arbeitsvermittlung und Berufsfürsorge) veran- 
schlagt werden; den Ansätzen liegt die Zahl von 50 000 Heim- 
kehrern zugrunde. Für allgemeine Maßnahmen der Berufsfür- 
sorge sind weitere 3 Milk DM, für Darlehen und Zuschüsse der 
wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge (zur jahresdurchschnitt- 
lichen Beschäftigung von etwa 45 000 Notstandsarbeitern) sind 
63 Milk DM vorgesehen. Insgesamt ergibt sich mithin für den 
Bundeshaushalt des Rechnungsjahres 1950 eine Belastune von 
761 Milk DM; dieser Betrag übersteigt die entsprechenden Aus- 
gaben des Vorjahres um rund 135 Milk DM 

VII. Die Zuschüsse und sonstigen Leistungen 
an die Träger der Sozialversicherung 

18. In den Ländern der britischen und amerikanischen Zone ist mit 
Wirkung vom 1. Juni 1949 das Sozial versicherungs-Anpassunes- 
gesetz in Kraft getreten und später im wesentlichen von den 
Ländern der französischen Zone übernommen worden. Dieses 
Gesetz hat die Sozialversicherungsleistungen erhöht, den Kreis 
der Bezugsberechtigten erweitert und eine Reihe sonstiger Lei- 
stungsverbesserungen geschaffen. Zur finanziellen Sicherstellung 
der Mehrausgaben sind die Sozialversicherungsbeiträge — z. T. 
durch Inanspruchnahme eines Teils (2,5 %) der Arbeitslosenver- 
sicherungsbeiträge — von 5,6 °/u auf 10 °/o erhöht, der Kreis der 
Beitragspflichtigen erweitert und der Öffentliche Haushalt mit 
den sogenannten Grundbeträgen für die Invalidenversicherung 
(jährlich 156 DM je Invalidenrente, 132 DM je Witwenrente und 
84 DM je Waisenrente) belastet worden. Nach dem Knapp- 
schaftsversicherungs-Anpassungsgesetz hat der öffentliche Haus- 
halt ferner den Fehlbedarf der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung zu tragen. In der amerikanischen Zone werden überdies den 
Trägern der Rentenversicherung die an Flüchtlinge gezahlten 
Renten in voller Höhe aus öffentlichen Mitteln erstattet. 

19. Vor dem Inkrafttreten des Sozialversicherungs- Anpassungs- 
gesetzes betrugen im früheren Vereinigten Wirtschaftsgebiet die 
monatlichen Rentenausgaben in der Invalidenversicherung rund 
76 Milk DM und in der Angestelltenversicherung rund 38 Milk 
DM; nach Inkrafttreten des Gesetzes sind diese Ausgaben bis 
Dezember 1949 in der Invalidenversicherung auf 130 Milk DM 
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und in der Angestelltenversicherung auf 55 Mill. DM angestiegen. 
Die von den Ländern des Bundesgebiets gezahlten Grundbeträge 
haben die folgende Entwicklung genommen: 

Juli 1949 28 600 000 DM 

August 1949 29 100 000 „ 

September 1949 28 900 000 „ 

Oktober 1949 29 800 000 „ 

November 1949 30 400 000 „ 

Dezember 1949 31 400 000 ,, 

Januar 1950 31 400 000 „ 

Februar 1950 31 700 000 „ 

März 1950 32 500 000 „ 

Im Januar 1950 umfaßte die Invalidenversicherung des Bundes- 
gebietes rund 1 720 000 Invalidenrenten, 620 000 Witwenrenten 
und 410 000 Waisenrenten; die Zahl der unerledigten Renten- 
anträge betrug 11,5 v. H. der Zahl der laufenden Renten. Auch 
in der knappschaftlichen Rentenversicherung ist die Zahl der 
Renten in ständigem Steigen begriffen; in der Zeit von Juli 1949 
bis Januar 1950 haben die Knappschaftsvollrenten von 153 000 
auf 161 000, die Witwenvollrenten von 99 000 auf 107 000 und 
die Waisenrenten von 61 000 auf 70 000 zugenommen. 

Im Rechnungsjahr 1949 haben die Zuschüsse und die sonstigen 
Leistungen der Länder an die Träger der Sozialversicherung ins- 
gesamt annähernd 550 Mill. DM betragen. 

20. Die mit dem Inkrafttreten der beiden Anpassungsgesetze be- 
gonnene Aufwärtsentwicklung der Sozialversicherungslasten 
wird sich im Rechnungsjahr 1950 fortsetzen. Für die Grund- 
beträge der Invalidenversicherung ist eine jahresdurchschnitt- 
liche Monatsausgabe von 35,5 Mill. DM anzusetzen, mithin eine 
Steigerung gegenüber dem Vorjahre um rund 17 v. H. An- 
nähernd derselbe Steigerungsprozentsatz ist für die Grundbeträge 
der knappschaftlichen Rentenversicherung und fürdie Erstattung 
der Flüchtlingsrenten in der amerikanischen Zone zu veran- 
schlagen. Im einzelnen sind die folgenden Leistungen vorgesehen: 


Rentenversicherung der Arbeiter (Grund- 
beträge) 425 000 000 DM 

Knappschaftsversicherung (Grundbeträge, 

Zuschüsse zur Rentenversicherung und zur 

Krankenversicherung) 198 000 000 „ 

Flüchtlingsrenten 70 000 000 ,, 

Zuschüsse an die Rentenversicherungsträger 

zu den Kosten der Gesundheitsfürsorge ... 20 000 000 ,, 

Sonstige Leistungen . 8 000 000 „ 

insgesamt 721 000 000 DM 


Für den Bundeshaushalt des Rechnungsjahres 
1950 ergibt sich hiernach gegenüber den Vor- 
jahresausgaben der Länder eine Mehrbelastung 
um 171 000 000 DM 

21. Da die Entwicklung der Beitragseinnahmen mit dem Anstieg der 
Rentenverpflichtungen nicht Schritt hält, wird sich auch die 
finanzielle Lage der Rentenversicherungsträger im Rechnungs- 
jahr 1950 verschlechtern. Das gilt insbesondere für die Ange- 
stelltenversicherung, deren Ausgaben die dem Sozialversiche- 
rungs-Anpassungsgesetz zugrundeliegenden Berechnungen erheb- 
lich übersteigen werden. 
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Zusammenfassung der Sozialausgaben 


Beträge in Millionen DM 



1949 

1950 

für 1950 
mehr ( + ) 
weniger ( — ) 

Kriegsfolgenhilfe .... 

800 

590 

— 

210 

Umsiedlung und Aus- 
wanderung 

10 

30 

+ 

20 

Leistungen an verdrängte 
V erwaltungsangehörige 
und berufsmäßige ehe- 
malige Wehrmachtange- 
hörige 

270 

450 

+ 

180 

Leistungen an Kriegsbe- 
schädigte und Hinterblie- 
bene (einschl. Verwal- 
tungskosten) 

1 977 

2 610 

4- 

633 

Arbeitslosenfürsorge (ein- 
schließl. wertschaffende 
Erwerbslosenfürsorge) 

625 

761 

4- 

136 

Zuschüsse an die Träger 
der Sozialversicherung 
(einschließl. Flüchtlings- 
renten) 

550 

721 

4- 

171 

Sozialausgaben insgesamt . 

4 232 

5 162 

+ 

930 
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Anlage 3 


Beispiele zur Veranschaulichung der Steuerbelastung 


A. Die Abmessungen der den Berechnungen zugrunde liegenden Betriebe 



Steuer- 


Einkorn.- 

Eigen- 



Rohvermögen 



Lohn- 

Betriebstyp 

Beträge in 1000 DM 

pflichtiger 

Gewerbe- 

steuer- 

pflicht. 

Gewinn 

kapital 

(Reinver- 

mögen) 

insgesamt 

| Betriebsgrundstücke | 

Vorrats- 

Wertpapiere, 

Debitoren, 

Kasse 

Sonstiges 

Betriebs- 

kapital 

Umsatz 

ertrag 

bebaute 

unbebaute 

vermögen 

summe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 8 

9 

10 

11 

12 

A. Großbetriebe 

1. Kapitalintensiver Produktions- 
Betrieb (etwa Zement-Industrie) 

6.978 

546 

521 

8.071 

1 1.417 

3.250 

\ 

250 

2.610 

2.303 

3.004 

1.931 

2. Arbeitsintensiver Produktions- 
Betrieb (etwa Bekleidungs-Ind.) 

11.962 

130 

125 

7.721 

i 

11.404 

2.250 

■ 2.30 

2.088 

5.054 

1.762 

7.423 

3. Umsatzintensiver Betrieb 

(Großhandel) 

23.924 

584 

559 

8.074 

11.417 ' 

400 

100 

1.880 

8.859 

178 

1.016 

B. Mittelbetriebe (Vermögensrentabili- 
tät 7,5 und 10 v. H.) 

1. Kapitalintensiver Betrieb (etwa 
Elektrotechnik) 

64 

7 

6 

60 

80 

26 

1 

1 

! 

‘1 

20 

8 

24 

19 

2. Arbeitsintensiver Betrieb (etwa 
Radiofabrikation) 

108 

9 

8 

60 

80 

18 

2 

16 

30 

14 

54 

3. Umsatzintensiver Betrieb 

(Einzelhandel) 

229 

9 

8 

60 

80 

.0 

1 

14 

54 

1 

17 

C. Mittelbetriebe (Vermögensrentabi- 
lität 10 und 15 v. H.) 

1. Kapitalintensiver Betrieb . . . 

75 

9 

8 

60 

80 

*; 

! 

2 

20 

8 

24 

23 

2. Arbeitsintensiver Betrieb . . . 

115 

13 

12 

60 

80 

18 1 

2 

16 

30 

14 

57 

3. Umsatzintensiver Betrieb . . . 

253 

13 

12 

60 

80 

10 

1 

1 1 

14 

54 

1 

19 


1. Für die unter A. aufgeführten Betriebstypen sind die Steuern zu errechnen: a) für Einzelunternehmen, b) für AG oder GmbH., e) für OHG mit 3 Gesellschaftern. 

2. Bei der Berechnung der Steuern ist davon ausgegangen, daß es sich bei den Steuerpflichtigen durchweg um Verheiratete mit 1 Kind (Ill/r) handelt. 

Die Betriebsabmessungen sind entnommen: Der Einzelschrift 23 zur Statistik des Deutschen Reichs S. 458 u. 700. 



B. Darstellung der Steuerbelastung nach dem Stand vom Mal 1950 


Betriebstyp (s. Blatt A) 

Einzel- 

unternehmung 

AG. oder 

G. m. b.H. 

OHG. mit 3 
Gesellschaftern 

und 

Steuerart 


«nt 

5S 

Bi 


DM c 

. V. H. 

1. Um- 
satzes 

Fall A 1 

(Steuerpflichtiger Umsatz 

6 978 000) 

I. Steuern: 

1. Grundsteuer . . . 

87.500 

1,25 

87.500 

1,25 

87.500 

1,25 

2. Gewerbesteuer 
vom Kapital . . . 

57.085 

0,82 

57.085 

0,82 

57.085 

0,82 

3. Gewerbesteuer 
vom Ertrag . . . 

67.800 

0,97 

68.250 

0,98 

67.800 

0,97 

4. Lohnsummensteuer 

37.461 

0,54 

37.461 

0,54 

37.461 

0,54 

5. Vermögensteuer . 

60.345 

0,87 

60.532 

0,87 

59.962 

0,86 

6. Soforthilfeabgabe 
ohne Sonderabgabe 

269.670 

3,86 

269.670 

3,86 

269.670 

3,86 

7. Umsatzsteuer . . 

209.340 

3,00 

209.340 

3,00 

209.340 

3,00 

8. Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer 

350.375 

5,02 

260.500 

3,73 

274.305 

3,93 

9. Notopfer Berlin . 

4.216 

0,06 

6.252 

0,09 

4.194 

0,06 

10. Kirchensteuer . . 

35.037 

0,50 

— 

— 

27.430 

0,39 

Summe: 

1.178.829 

16,89 

1.056.590 

15,14 

1.094.747 

15,68 

II. Einkommen bzw. 
Gewinn 

vor Abzug der Steuern 
unter I, 8 — 10 und 5 . 

521.000 

7,47 

521.000 

7,47 

521.000 

7,47 

Fall A 2 

(Steuerpflichtiger Umsatz 
11 962 000) 

I. Steuern: 

1. Grundsteuer . . . 

62.500 

0,52 

62.500 

0,52 

62.500 

0,52 

2. Gewerbesteuer 
vom Kapital . . . 

57.020 

0,48 

57.020 

0,48 

57.020 

0,48 

3. Gewerbesteuer 
vom Ertrag . . . 

15.800 

0,13 

16.250 

0,14 

15.800 

0,13 

4. Lohnsummensteuer 

144.006 

1,20 

144.006 

1,20 

144.006 

1,20 

5. Vermögensteuer . 

57.720 

0,48 

57.907 

0,49 

57.345 

0,48 

6. Soforthilfeabgabe 
ohne Sonderabgabe 

186.780 

1,56 

186.780 

1,56 

186.780 

1,56 

7. Umsatzsteuer . . 

358.860 

3,00 

358.860 

3,00 

358.860 

3,00 

8. Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer 

30.695 

0,26 

62.500 

0,52 

20.295 

0,17 

9. Notopfer Berlin . 

602 

0,01 

1.500 

0,01 

537 

0,01 

10. Kirchensteuer . . 

3.069 

0,03 

— 

“ 

2.029 

0,02 

Summe : 

917.052 

7,67 

947.323 

7,92 

905.172 

7,57 

II. Einkommen bzw. 
Gewinn 

vor Abzug der Steuern 
unter I, 8 — 10 und 5 . 

125.000 

1,04 

125.000 

1,04 

125.000 

1,04 
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Einzel- 

AG. oder 

OHG. mit 3 

Betriebstyp (s. Blatt A) 
und 

Unternehmung 

G.m. b.H. 

Gesellschaftern 




i.v.H. 


i. v. H. 

Steuerart 



DM 

i. Um- 

DM 

d. Um- 





satzes 


satzes 

Fall A 3 

(Steuerpflichtiger Umsatz 







23 924 000) 







I. Steuern: 







1. Grundsteuer . . . 

2. Gewerbesteuer 

12.500 

0,05 

12.500 

0,05 

12.500 

0,05 

vom Kapital . . . 

3. Gewerbesteuer 

57.085 

0,24 

57.085 

0,24 

57.085 

0,24 

vom Ertrag . . . 

72.550 

0,30 

73.000 

0,31 

72.550 

0,30 

4. Lohnsummensteuer 

19.710 

0,08 

19.710 

0,08 

19.710 

0,08 

5. Vermögensteuer 

6. Soforthilfeabgabe 

60.367 

0,25 

60.555 

0,25 

59.993 

0,25 

0,31 

ohne Sonderabgabe 

75.240 

0,31 

75.240 

0,31 

75.240 

7. Umsatzsteuer . . 

8. Einkommen- bzw. 

179.430 

0,75 

179.430 

0,75 

179.430 

0,75 

Körperschaftsteuer 

383.625 

1,61 

279.500 

1,17 

302.604 

1,27 

9. Notopfer Berlin . 

4.566 

0,02 

6.708 

0,03 

4.542 

0,02 

10. Kirchensteuer . . 

38.362 

0,16 

— 

— 

30.260 

0,13 

Summe: 

903.435 

3,77 

763.728 

3,19 

813.914 

3,40 

II. Einkommen bzw. 







Gewinn 







vor Abzug der Steuern 
unter 1, 8 — 10 und 5 . 

559.000 

2,34 

559,000 

2,34 

559.000 

2,34 

Fall B 1 

(Steuerpflichtiger Umsatz 







64 000) 







I. Steuern: 







1. Grundsteuer . . . 

2. Gewerbesteuer 

700 

1,09 

700 

1,09 



vom Kapital . . . 
3. Gewerbesteuer 

400 

0,62 

400 

0,62 



vom Ertrag . . . 

425 

0,66 

875 

1,37 



4. Lohnsummensteuer 

369 

0,58 

369 

0,58 



5. Vermögensteuer . 

6. Soforthilfeabgabe 

262 

0,41 

450 

0,70 



ohne Sonderabgabe 

2.130 

3,33 

2.130 

3,33 



7. Umsatzsteuer . . 

8. Einkommen- bzw. 

1,920 

3,00 

1.920 

3,00 



Körperschaftsteuer 

627 

0,98 

3.000 

4,69 



9. Notopfer Berlin . 

32 

0,05 

• 240 

0,38 



10. Kirchensteuer . . 

62 

0,10 

— 

— 



Summe: 

6.927 

10,82 

10.084 

15,76 



II. Einkommen bzw. 







Gewinn 







vor Abzug der Steuern 
unter I, 8 — 10 und 5 . 

6.000 

9,38 

6.000 

9,38 
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Betriebstyp (s. Blatt A) 
und 

Steuerart 

Einzel- 

unternehmung 

AG. oder 

G. m. b.H. 


B 


B 

Fall B 2 

(Steuerpflichtiger Umsatz 
108 000) 

I. Steuern: 

1. Grundsteuer . . . 

500 

0,46 

500 

0,46 

2. Gewerbesteuer 
vom Kapital 

400 

0,37 

400 

0,37 

3. Gewerbesteuer 
vom Ertrag . . . 

675 

0,63 

1.125 

1,04 

4. Lohnsummensteuer 

1.048 

0,97 

1.048 

0,97 

5. Vermögensteuer 

262 

0,24 

450 

0,42 

6. Soforthilfeabgabe 
ohne Sonderabgabe 

1.470 

1,36 

1.470 

1,36 

7. Umsatzsteuer . . 

3.240 

3,00 

3.240 

3,00 

8. Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer 

1.195 

1,11 

4.000 

3,71 

9. Notopfer Berlin . 

50 

0,05 

240 

0,22 

10. Kirchensteuer . . 

119 

0.11 

— 

- 

Summe: 

8.959 

8,30 

12.473 

11,55 

II. Einkommen bzw. 
Gewinn 

vor Abzug der Steuern 
unter I, 8 — 10 und 5 . 

8.000 

7,41 

8.000 

7,41 

Fall B 3 

(Steuerpflichtiger Umsatz 
229 000) 

I. Steuern: 

1. Grundsteuer . . . j 

275 

0,12 

275 

0,12 

2. Gewerbesteuer 
vom Kapital . . . 

400 

0,17 

. 400 

0,17 

3. Gewerbesteuer 
vom Ertrag . . . 

675 

0,30 

1.125 

0,50 

4. Lohnsummensteuer 

330 

0,14 

330 

0,14 

5. Vermögensteuer 

262 

0,12 

450 

0,20 

6. Soforthilfeabgabe 
ohne Sonderabgabe 

795 

0,35 

795 

0,35 

7. Umsatzsteuer . . 

6.870 

3,00 

6.870 

3,00 

8. Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer 

1.195 

0,52 

4.000 

1,75 

9. Notopfer Berlin . 

50 

0,02 

240 

0,10 

10. Kirchensteuer . . 

119 

0,05 

— 

■ 

Summe: 

10.971 

4,79 

14.485 

6,33 

II. Einkommen bzw. 
Gewinn 

vor Abzug der Steuern 
unter I, 8 — 10 und 5 . 

8.000 

3,49 

8.000 

1 3,49 
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Betriebstyp s. Blatt A 
und 

Steuerart 

Einzel- 

unternehmung 

AG. oder 

G. m. b. H. 


B 


B 

Fall C 1 

(Steuerpflichtiger Umsatz 

75 000) 

I. Steuern: 

1, Grundsteuer . . . 

700 

0,93 

700 

0,93 

2. Gewerbesteuer 
vom Kapital . . . 

400 

0,53 

400 

0,53 

3. Gewerbesteuer 
vom Ertrag . . . 

675 

0,90 

1.125 

1,50 

4. Lohnsummensteuer 

446 

0,60 

446 

0,60 

5. Vermögensteuer 

262 

0,35 

450 

0,60 

6. Soforthilfeabgabe 
ohne Sonderabgabe 

2.130 

2,84 

2.130 

2,84 

7. Umsatzsteuer . . 

2.250 

3,00 

2.250 

3,00 

8. Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer 

1.195 

1,59 

4.000 

5,33 

9. Notopfer Berlin . 

50 

0,07 

240 

0,32 

10. Kirchensteuer . . 

119 

0,16 

— 

— 

Summe: 

8.227 

10,97 

11.741 

15,65 

II. Einkommen bzw. 
Gewinn 

vor Abzug der Steuern 
unter I, 8 — 10 und 5 . 

8.000 

10,67 

8.000 

10,67 

: 

Fall C 2 

(Steuerpflichtiger Umsatz 
115 000) 

I. Steuern: 

1. Grundsteuer . . . 

500 

f 

0,43 

500 

i 

0,43 

2, Gewerbesteuer 
vom Kapital . . . 

400 

0,35 

400 

0,35 

3. Gewerbesteuer 
vom Ertrag . . . 

1.175 

1,02 

1.625 

1,41 

4. Lohnsummensteuer 

1.106 

0,96 

1.106 

0,96 

5. Vermögensteuer . 

262 

0,23 

450 

0,39 

6. Soforthilfeabgabe 
ohne Sonderabgabe 

1.470 

1,28 

1.470 

1,28 

7. Umsatzsteuer . . 

3.450 

3,00 

3.450 

3,00 

8. Einkommen-* bzw. 
Körperschaftsteuer 

2.737 

2,38 

6.000 

5,22 

9. Notopfer Berlin . 

88 

0,08 

240 

0,21 

10. Kirchensteuer . . 

273 

0,24 



Summe : 

11.461 

9,97 

15.241 

13,25 

II. Einkommen bzw. 
Gewinn 

vor Abzug der Steuern 
unter I, 8 — 10 und 5 . 

12.000 

10,43 

12.000 

10,43 
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Betriebstyp (s. Blatt A) 
und 

Steuerart 

Einzel- 

unternehmung 

A G. oder 

G. m. b. H. 


H 


m 

Fall C 3 

(Steuerpflichtiger Umsatz 
253 000) 

I. Steuern: 

1. Grundsteuer . . . 

275 

0,11 

275 

0,11 

2. Gewerbesteuer 
vom Kapital . . . 

400 

0,16 

400 

0,16 

3. Gewerbesteuer 
vom Ertrag . . . 

1.175 

0,46 

1.625 

0,64 

4. Lohnsummensteuer 

369 

0,15 

369 

0,15 

5. Vermögensteuer . 

262 

0,10 

450 

0,18 

6. Soforthilfeabgabe 
ohne Sonderabgabe 

795 

0,31 

795 

0,31 

7. Umsatzsteuer . . 

7.590 

3,00 

7.590 

3,00 

8. Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer 

2.737 

1,08 

6.000 

2,37 

9. Notopfer Berlin . 

88 

0,04 

240 

0,09 

10. Kirchensteuer . . 

273 

0,11 

— 

— 

Summe: 

13.964 

5,52 

17.744 

7,01 

II. Einkommen bzw. 
Gewinn 

vor Abzug der Steuern 
unter I, 8 — 10 und 5 . 

12.000 

4,74 

12.000 

4,74 


Anmerkungen * 

1. Die Soforthilfe ist unter I, 6 ohne Sonderabgabe aufgeführt 

worden. Die 1949 auf das Vorratsvermögen erhobene Sonder- 
abgabe betrug — unabhängig von der Unternehmungsform — im: 
Fall A 1 104.400 DM Fall B u. C 1 800 DM 

Fall A 2 83.520 ,, Fall B u. C 2 640 „ 

Fall A3 75 200 „ Fall B u. C 3 560 „ 

2. Die unter I, 8 bis 9 aufgeführte Einkommensteuer ist nach dem 
Einkommensteuer-Reformgesetz vom 3. März 1950 errechnet. 
Die nach dem Einkommensteuergesetz 1949 sich ergebenden 
Steuerbeträge zeigt nachstehende Übersicht: 


Fall 

Einzelunternehmung I 

| OHG. 

Einkommen- 

steuer 

Notopfer 

Berli-r 

Kirchen- 
*“ Steuer 

Einkommen- 

steuer 

Notopfer 

Berlin 

Kirchen- 

steuer 

Al 

376.056 | 

4.186 

37.605 

335.511 

4.122 

33.551 

A 2 

41.106 

592 

4.110 

25.182 

531 

2.518 

A3 

409.306 ! 

4.536 

40.930 

366.972 

4.467 

36.697 

B 1 

753 

32 

75 




B 2 

1.413 

49 

141 




B 3 

1.413 

49 

141 




Cl 

1.413 

49 

141 




C 2 

3.258 

88 

325 




C 3 

3.258 

88 

325 





29 












Anlage 4 


Die Geldbilanz der Landwirtschaft in Westdeutschland 
nach Buchführungsabschlüssen für Betriebe über 5 Hektar 

Nach dem Bericht des Instituts für Wirtschaftsforschung München 
(Heft 3 1949/50, Teil I, S. 17) ist seit 1948 die Steuer-, Zins- und 
Abgabelast der Landwirtschaft so stark gestiegen, daß zu Anfang 
1950 eine ausgesprochene Liquiditätskrise der Landwirtschaft ein- 
getreten ist. Die Betriebssteuern sind 70 v. H. höher als 1938/39 und 
die persönlichen Steuern sind noch weit mehr gestiegen. Zudem zahlt 
die Landwirtschaft jetzt einige neue Steuern und Abgaben, z. B. Ren- 
tenbankumlage, Wohnbausteuer und Soforthilfe. Für 1949/50 wird 
daher nicht mit einem Reinertrag, sondern mit einem Minus von 
18 DM je Hektar gerechnet. 


Reinertrag in RM bezw. DM je ha 
Nach Angaben des BEM 

1938/39 

i 

1948/49 *) 

1 949/50 2 ) 

Reinertrag 

94 

65 

75 

Belastungen 3 ) 

33 

59 

93 

Saldo 

+ 61 

+ 6 

- 18 

*) Vorläufiges Ergebnis. 2 ) Geschätzt, 

sowie ab 1949/50 Soforthilfe. 

3 ) Zinsen und persönliche Steuern, 


Auch eine eingehendere Geldbilanz der Landwirtschaft zeigt, daß 
der Posten ,,Für die Landwirtschaft (privat) verfügbare Gelder“ für 
1949/50 nach der Vorschätzung ein Minus von 5 DM je ha aufweist. 


Die Geldbilanz der Landwirtschaft 
in Westdeutschland in RM bezw. 
DM je ha 

Nach Buchführungsabschlüssen für 
Betriebe über 5 ha 3 ) 

1938/39 

1948/49 ‘) 

1949/50, 2 ) 

Bareinnahmen 

505 

659 

_ 

Barausgaben 

337 

528 

— 

Überschuß 

1 68 

131 

141 

Verwendung des Überschusses: 
Neubauten und Neuanschaffungen 

43 

53 

53 

Schuld zinsen 

24 

9 

3 

Persönliche Steuern 

9 

50 

45 

Soforthilfe 

— 

— 

45 

Für die Landwirtschaft verfügbar 

92 

19 

— 5 

Insgesamt 

168 

131 

141 


*) Vorläufig. 2 ) Vorschätzung. 3 ) Angaben des BEM, 
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Errechnetes Gesamtabgabesoll von 25 landwirtschaftlichen Betrieben des Landes Nordrhein-Westfalen auf Grund der 
Buchführungsergebnisse des Wirtschaftsjahres 1948/49 nach den ab 1. Januar 1949 geltenden Steuergesetzen in DM je ha 


((Entnommen der Denkschrift des Deutschen Bauernverbandes zur Steuerreform) 


Lfde. 

Nr. 

Gen. 

Fläche 

ha 

Einheits- 

wert 

Umsatz- 

steuer 

1 

Grund- 

steuer 

2 

Renten- 

bankzinsen 

3 

Reichsnähr- 

standsabgabe 

4 

Sonstige 

Steuern 

5 

Zu- 

sammen 

1 bis 5 

Eink.- 

Steuer 

6 

Verm.- 

Steuer 

7 

Noth. 

Berlin 

8 

■ Kirchen- 
steuer 

9 

Sofort- 

hilfe 

10 

im 

ganzen 

1 bis 10 

1 

83 

3629 

23,9 

39,7 

5,4 

3,6 


72,6 

136,8 

12,3 

2,6 

10,9 * 

108,9 

344,3 

2 

60 

3106 

15,5 

39,8 

4,6 

3,1 

5,9 

68,9 

33,1 

6,5 

1,4 

2,6 

92,1 

204,6 

3 

38 

3075 

17,8 

32,6 

4,6 

3,1 


58,1 

47,7 

7,6 

1,4 

3,3 

92,2 

210,3 

4 

109 

3070 

18,3 

35,3 

4,1 

3,1 


60,8 

, 54,0 

9,4 

1,3 

3,7 

92,1 

222,3 

5 

30 

2960 

15,8 

31,1 

4,4 

3,0 

0,2 

54,5 

65,4 

8,6 

2,5 

5,3 

88,8 

225,1 

6 

90 

2940 

12,7 

32,1 

4,4 

2,9 

0,1 

52,2 

19,0 

„ 7,7 

0,8 

1,5 

88,2 

169,4 

7 

52 

2937 

19,2 

31,9 

4,6 

2,9 

0,5 

59,1 

157,3 

' 7,4 

3,3 

3,8 

88,2 

319,1 

8 

36 

2890 

18,8 

31,7 

4,3 

2,8 


57,6 

. 64,2 

4,6 

2,0 

5,1 

86,6 

220,1 ' 

9 

49 

2860 

11,4 

38,7 

4,3 

2,8 


57,2 


6,1 


2,4 

85,9 

151,6 

10 

26 

2800 

13,8 

30,0 

4,2 

2,7 


50,7 

14,7 

1 3,4 

0,9 

3,7 

84,1 

157,5 

11 

15 

2800 

11,1 

28,2 

3,7 

2,7 


45,9 

15,0 


1,3 

0,9 

80,8 

143,9 

12 

49 

2800 

21,3 

34,4 

4,2 

2,8 

1,0 

63,7 

47,6 

7,5 

i M 

3,3 

84,0 

207,4 

13 

80 

2740 

11,0 i 

30,0 

4,1 

2,7 

0,2 

48,0 

95,5 

9,3 

1 1,9 


82,3 

237,0 

14 

45 

2660 

18,2 

28,8 

3,9 

2,6 

1,4 

55,6 

0,3 


0,6 

3,1 

79,8 

139,4 

15 

20 

2634 

14,0 

27,9 

| 4,0 

2,6 

1,0 

48,6 

26,0 

16,1 

1,1 

2,0 

79,0 

172,8 

16 

42 

2605 

12,0 

28,2 

3,9 

2,6 


46,7 

11,1 

8,0 

0,5 

1,8 

78,2 

146,3 

17 

27 

2575 

11,2 

29,9 

1 3,9 

2,6 


47,6 

8,7 

2,6 

0,8 

9,7 

77,2 

146,6 

18 

75 

2460 

14,7 

26,9 

3,7 

2,5 

0,5 

48,3 

72,2 

6,8 

1,7 

4,0 

74,0 

207,0 

19 

43 

2360 

10,5 

25,5 

3,5 

2,4 

0,4 

42,3 

27,1 

7,1 

0,7 

2,2 

70,9 

150.3 

20 

84 

2350 

7,6 

25,6 

1 3,5 

2,4 

0,4 

39,5 


7,1 


1,1 

70,6 

118,3 

21 

71 

2330 

9,7 

25,3 

3,5 

2,3 

0,4 

41,2 

2,4 

6,1 

0,3 

1,1 

69,9 

121,0 

22 

119 

2320 

13,9 

25,3 , 

3,5 

2,4 


45,1 

40,5 

5,5 

1,2 

3,2 

69,6 

165,1 

23 

27 

2140 

20,1 

24,4 ! 

3,2 

2,1 

0,7 

50,5 

71,3 

2,5 

2,1 

5,8 

64,4 

196,6 

24 

48 

2110 

16,8 

22,4 

3,0 

2,0 

; 1,0 

45,2 

67,7 

3,6 

1,8 

5,4 

59,6 

183,3 

25 

60 

1680 

11,9 

18,8 

2,5 

1,7 

! 

34,9 


o,0 

i 

5,4 

50,4 

95,7 


53 

2670 

14,8 

29,9 

4,0 

2,6 

1 0,4 

51,7 

43,2 

6,4 

1,2 

3,7 

79,9 

186,1 


ui 


Anlage 



Belastung des Bruttosozialproduktes durch Steuern und Sozialversicherungsbeiträge. 


! 

Vorspalte 1 








Reichsgebiet 






Bundes- 

gebiet 

1913 

1925 

1926 

1927 

1928 

1929 

1930 

; 

1931 

1932 

1933 

1934 

1935 

1936 

1937 

1938 

1949 

1. Einwohnerzahl in Mill. 

59,7 

63,2 

63,6 

64,0 

64,4 

64,7 

65,1 

65,4 

65,7 

66,0 

66,4 

66,9 

67,3 

67,8 

68,6 

47,7 

2. Bruttosozialprodukt 




i 



i 









a) in Mrd. M 

b) je Einwohner in M 

53,5 

73,0 

76,5 

86,2 

91,5 

90,0 

85,0 

71,5 

59,0 

61,0 

68,0 

76,0 

83,0 

93,0 

104,0 

75,0 

jeweilige Kaufkraft 

897 

1,156 

1,202 

1,346 

1,421 

1,390 

1,306 I 

1,093 1 

898 

924 

1,024 

1,137 

1,232 , 

1,371 

1,515 

1573,0 

Kaufkraft 1936 

1,117 

1,015 

1,053 

1,133 

1,167 

1,124 

1,097 

1,000 | 

927 

975 

1,052 

1,151 

1,232 

1^364 

1,501 

974,0 

3. Steuereinnahmen insg, 
(Reich, Länder, Gern.) 









1 

1 








a) in Mrd. M 

4,0 

10.1 

10,9 

12,7 

13,3 

13.5 

13,5 

12,0 

10,2 i 

10,6 

11,9 

13,5 

15,6 

18,7 

22,9 

18,8 

i. v. H. der Sp. 2 a 
b) je Einwohner in M 

7,6 

13,8 

14,3 

14,7 

14,6 

15,0 

15,9 

16,8 

17,3 

17,4 

17,5 

17,7 

18,8 

20,1 

22,0 

25', 0 

jeweilige Kaufkraft 

68 

160 

171 

198 

207 

208 

208 

184 

156 

161 

179 

201 

232 

275 

333 

394,0 

Kaufkraft 1936 

85 

140 

150 

167 

170 

168 

17 5 

169 

161 

170 

184 

203 

232 

274 

330 

244,0 

4. Sozialversicherungsbeitr. 
















a) in Mrd. M 

1,4 

2,9 

3,6 

4,4 

5,0 

5.3 

5,1 

4,4 

3,4 

3,4 

4,1 

4,6 

5,1 

5.6 

6,0 

6,6 

L v. H. der Sp. 2 a 
b) je Einwohner in M 

2,5 

3,9 

4,7 

5,0 

5,4 

5,9 

6,0 

6,1 

5,8 

5,6 

6,0 

6,0 

6,1 

6,1 

5,7 

8,8 

jeweilige Kaufkraft 

23 

45 

57 

68 

77 

82 

78 

67 

52 

52 

61 

69 

75 

83 

87 

138,0 

Kaufkraft 1936 

28 

40 

50 

57 

63 

66 

65 

61 

54 

55 

63 

70 

75 

83 

86 

85,0 

5. Steuern und Sozial Ver- 
sicherungsbeiträge zusam. 

5,4 

13,0 






1 

I 









a) in Mrd. M 

14,5 

17,0 

18,3 

18,8 

18,6 

16,4 

13,6 

14,1 

16,0 

18,0 

20,7 

24,3 

28,9 

25,4 

i. v. H. der Sp. 2 a 
b) je Einwohner in M 

10,1 

1 7 ,7 

19,0 

19,7 

20,0 

20,9 

21,9 

22,9 

23,1 

23,0 

23,5 

i 23,7 

' 24,9 

26,2 

1 

27,7 

33,8 

jeweilige Kaufkraft 

91 

205 

228 

266 

284 

290 

286 

251 

208 

213 

240 

270 

307 

359 

420 

532,0 

Kaufkraft 1936 

113 

180 

200 

224 

233 

234 

240 

230 

215 

225 

247 

273 

307 

357 

416 

329,0 



Anmerkungen: Angaben zu Sp. 1: Für 1913 durch Rückrechnung aus dem Volks- 
einkommen je Einwohner ermittelt, für 1925 — 38 nach dem Stati- 
stischen Handbuch von Deutschland S. 18 (1938 ohne Ostmark 
und Sudetenland). Das für 1949 angegebene Bruttosozialprodukt 
ist auf Grund der Verhältnisse im ersten Halbjahr 1949 fest- 
gestellt (Wista 1949, Dezemberheft). 


Anlage 7 


Der Bedeutungswandel der drei Hauptsteuergruppen 



Beträge je Einwohner in M 
Kaufkraft 1936 

Anteile i. v. H. der Gesamt- 
summe der Steuereinnahmen 

Steuern vom 

Eink. und 
Vermögen 

Grundbes, 
u. Gewer- 
bebetrieb 

Umsatz u. 
Verbrauch 

Eink. und 
Vermögen 

Grundbes. 
u. Gewer- 
bebetrieb 

Umsatz u. 
Verbrauch 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

A. Altreich 







1913 

40 

14 

30 

47,5 

16,5 

36,1 

1925 

64 

21 

55 

45,2 

15,0 

39,5 

1926 

71 

24 

55 

47,4 

15,9 

36,6 

1927 

80 

26 

60 

48,4 

15,6 

35,9 

1928 

84 

27 

59 

49,4 

15,7 

34,8 

1929 

82 

28 

59 

48,7 

16,2 

35,0 

1930 

81 

31 

63 

46,2 

17,7 

35,8 

1931 

74 

30 

64 

43,9 

17,7 

38,2 

1932 

56 

30 

74 

34,9 

19,0 

46,0 

1933 

57 

31 

82 

33,3 

18,3 

48,3 

1934 

65 

30 

89 

35,2 

16,2 

48,4 

19^5 

78 

33 

92 

38,1 

16,0 

45,3 

1936 

, 96 

36 

100 

41,3 

15,6 

42,9 

1937 

119 

43 

112 

43,4 

15,5 

40,9 

1938 

141 

44 

115 

46,9 

14,7 

38,3 

1939 

168 

! 

47 

119 

50,4 

14,1 

35,7 

B. Bundesgebiet 







1919 

101 

28 

113 

41,2 

11,4 

46,2 

1950*) 




36,9 

11,4 

51,0 


*) Nach den Voranschlägen ergibt sich für 1950 ein Steueraufkommen von ins- 
gesamt 19 360 Mill. DM, das sind 403 DM je Einwohner; dabei sind die 
Steuereinnahmen der Gemeinden wie für 1949 mit 2,3 Mrd. in Ansatz gebracht. 
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Anlage 8 


Die Höhe der Soziallast in der Deutschen Bundesrepublik 


1. Der Gesamtbetrag der öffentlichen Unterhaltsleistungen an die 
durch, Alter, Invalidität, Krankheit, Kriegsfolgen, Arbeitslosig- 
keit und sonstige Notlagen Hilfsbedürftigen und Versorgungs- 
berechtigten -stellt eine Belastung des Sozialprodukts dar, deren 
Höhe in funktionellem Zusammenhang mit der Wirtschaftskraft 
des Volkes steht. Da die ökonomischen Tatbestände, die den 
Sozialaufwand bestimmen, auch auf die Leistungsfähigkeit der 
Volkswirtschaft einwirken, ergibt sich in Notzeiten die ver- 
hängnisvolle Doppelwirkung, daß in demselben Verhältnis, in 
dem die Soziallast übermäßig steigt, das Sozialprodukt sinkt und 
damit die Quelle geschwächt wird, aus der die Mittel zur Deckung 
des Sozialaufwands und die Kräfte zur Wiedergesundung der 
Volkswirtschaft gewonnen werden sollen. 

2. Seit den letzten Jahrzehnten, insbesondere in der Zeit nach dem 
zweiten Weltkrieg beansprucht der Sozialaufwand einen ständig 
steigenden Anteil des Volkseinkommens. Die ungewöhnlich hohe 
Zunahme der Soziallast ist im wesentlichen auf die folgenden 
Gründe zurückzuführen: 

a) WandlungenderBevölkerungs-undSozial- 
struktur 

Im Zuge der Industrialisierung, des Fortschritts der Technik 
und der volkswirtschaftlichen Arbeitsteilung hat der Anteil 
der wirtschaftlich abhängigen und damit sozial anfälligen 
Personen ständig zugenommen. Die durch zwei Weltkriege 
verursachten Geburtenausfälle und Verluste an Menschen im 
erwerbsfähigen Alter und die allgemeine Erhöhung des 
Durchschnittslebensalters haben zu einer Überalterung der 
Bevölkerung und damit zu einer starken Zunahme des An- 
teils der Hilfsbedürftigen an der Gesamtbevölkerung geführt. 
Auf die von Pensionen, Renten und Unterstützung lebenden 
Arbeitsunfähigen (die sog. selbständigen Berufslosen) entfielen 
1925 9 v. H., 1939 12 v. H. und 1946 (letzte Volkszählung) 
annähernd 23 v. H. der Bevölkerung. Heute ist dieser Pro- 
zentsatz bereits höher. Die Alterslast wird in den kommenden 
Jahren noch zunehmen und damit zu einer weiteren Ver- 
schlechterung des Verhältnisses zwischen erwerbsfähigen und 
nicht arbeitsfähigen Altersgruppen führen. 1939 kamen auf 
100 Personen im Alter von 20 bis 65 Jahren 12 Personen über 
65 Jahre; 1949 waren es 15 Personen und 1959 werden es 
17 Personen sein. 
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b) Kriegsfolgen 

Die Kriegsverluste und Kriegsbeschädigungen, die Ver- 
mögensverluste durch Kriegseinwirkungen und Währungs- 
verfall und insbesondere der Zustrom von 8 Millionen durch- 
weg mittellosen Flüchtlingen usw. haben im letzten Jahrfünft 
zu einer sprunghaften Steigerung des Sozialaufwands geführt. 
Die Zahl der Personen, die durch den Krieg und seine Folgen 
hilfsbedürftig geworden sind, beträgt annähernd 40 v. H. 
aller Sozialleistungsempfänger. Auch die Aufwärtsentwick- 
lung der sozialen Kriegsfolgelasten ist noch nicht abge- 
schlossen. 

c) Schwächung der allgemeinen Wirtschafts- 
kraft 

Die Zerreißung des deutschen Volkskörpers und die Ver- 
engerung seiner Rohstoffbasis, die Vernichtung von Pro- 
duktionskapital durch Kriegszerstörungen und Demontage 
und die der deutschen Wirtschaft auferlegten Beschränkungen 
haben zu Verzerrungen und Störungen im Wirtschaftsgefüge 
und Wirtschaftsablauf geführt, deren verhängnisvolle Wir- 
kungen durch den plötzlichen Bevölkerungszuwachs von über 
20 v. H. der Stammbevölkerung und seine unorganische regio- 
nale Verteilung noch gesteigert worden sind. Auf diese wirt- 
schaftsstrukturellen Tatbestände ist zum überwiegenden 
Teil die gegenwärtige Dauerarbeitslosigkeit zurückzuführen. 
Der große Unkostenfaktor „Arbeitslosigkeit“ belastet den 
Sozialhaushalt zur Zeit mit rund 12 v. H. seines Gesamt- 
volumens. 

d) AllgemeinesozialpolitischeBestrebungen 
Die Abhängigkeit weiter Bevölkerungsschichten von unüber- 
sehbaren oder schwer beeinflußbaren politischen und wirt- 
schaftlichen Faktoren und die Massennotstände der Gegen- 
wart haben in zunehmendem Maße zur Entpersönlichung des 
gesellschaftlichen Lebens geführt und damit das allgemeine 
Bestreben gefördert, die Verantwortung für die soziale 
Sicherheit des Einzelnen mehr und mehr der Gemeinschaft 
aufzubürden; immer stärker setzt sich die Tendenz durch, 
unter Zurückdrängung bewährter Sozialgrundsätze (insbe- 
sondere der Subsidiarität der Gemeinschaftshilfe) für einen 
ständig größer werdenden Personenkreis eine schematische, 
vom Grad der individuellen Bedürftigkeit unabhängige 
Staatsversorgung zu beanspruchen. Hinzu kommt die zu- 
nehmende Politisierung der finanziellen Forderungen an den 
Sozialhaushalt und die Tatsache, daß diese Forderungen nicht 
einheitlich unter Abwägung ihrer relativen Dringlichkeit und 
unter Berücksichtigung der Leistungskraft des öffentlichen 
Gesamthaushalts geltend gemacht werden, sondern von einer 
Vielzahl einzelner Geschädigtengruppen, die je für sich, un- 
abhängig von den Bedürfnissen anderer Gruppen, ihre An- 
sprüche an den Sopialhaushalt bevorzugt durchzusetzen 
suchen. Es ist unverkennbar, daß auch diese Erscheinungen 
zur Steigerung des öffentlichen Sozialaufwands beigetragen 
haben. 

3. Der Sozialaufwand in Deutschland hat von 1913 bis 1949 die 

folgende Entwicklung genommen (1913 bis 1938: Reichsgebiet; 
1949: Bundesgebiet. Beträge in Mill. RM/DM): 
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1913 1925 1929 1936 1938 1949 


A Leistungen der Sozial- 
versicherung u. Arbeits- 
losenversicherung aus 
Beiträgen 

900 

2 302 

4 469 

3 604 

3 521 

5 653 

B Versorgungsleistungen 
der öffentlichen Verwal- 
tung (ohne Bahn u. Post) 

350 

732 

997 

1 073 

1 200 

1 250 

C Sozialleistungen der Ge- 
bietskörpersdiaften 

358 

2 574 

3 917 

2 965 

2 858 

4 597 

D Unterhaltshilfe .... 

— 

— 

— 

— 

— 

640 

E öffentl. Sozialleistungen 
insgesamt (A + B + C+D) 

1 608 

5 608 

9 383 

7 642 

7 579 

12 140 

F Abgabenbelastung 
(Steuern und Sozialver- 
sicherungsbeiträge) . . 

5 416 

12 957 

18 806 

20 695 

28 856 

25 385 

G E in v. H. von F ... 

29,7 

43,3 

49,9 

36,9 

26,3 

47,8 

H Volkseinkommen . . 45 700 

60 700 

75 800 

65 850 

82 100 

60 000 

I E in v. H. von H . . 

3,5 

9,2 

12,4 

11,6 

9,2 

20,2 

K. Bruttosozialprodukt . 53 300 

73000 

90000 

83000 104000 

75000 

L E in v. H. von K 

3,0 

7,7 

10,4 

9,2 

7,3 

16,2 


4. Die absoluten Jahreszahlen sind wegen der unterschiedlichen 
Kaufkraftindices und der unterschiedlichen Gebietsgrößen nicht 
ohne weiteres vergleichbar. Ein zutreffendes Bild von der volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung des Sozialaufwands und seiner Ent- 
wicklung ist aber aus den Verhältniszahlen zu gewinnen. Die 
Relation der Sozialbelastung zum allgemeinen Steuer- und Bei- 
tragsaufkommen kennzeichnet den Grad der finanziellen Be- 
wegungsfreiheit des öffentlichen Gesamthaushalts für die Er- 
füllung der eigentlichen Staatsaufgaben und für Investitionen. 
Schon in den Dreißiger Jahren hatten die Sozialanforderungen 
fast die Hälfte der öffentlichen Haushaltmittel absorbiert. Ob- 
wohl 1949 dieser Anteil um 2,1 v. H. geringer war, hat sich der 
haushaltswirtschaftliche Belastungseffekt des Sozialaufwands 
gegenüber 1929 erhöht, weil heute die Elastizität des öffentlichen 
Gesamthaushalts durch den starren Block der Besatzungskosten 
eine weitere beträchtliche Einengung erfahren hat. Wird die 
Sozialbelastung zum Bruttosozialprodukt in Beziehung gesetzt, 
so ergibt sich seit der ersten Vorkriegszeit eine mehr als fünf- 
fache Steigerung und seit 1936 fast eine Verdoppelung des Sozial- 
aufwands. Auf den Kopf der Bevölkerung bezogen hat die Sozial- 
belastung im Jahre 1949 den Betrag von 250 DM je Einwohner 
erreicht; wird die Soziallast auf ihren eigentlichen Träger, die 
erwerbstätige Bevölkerung, projiziert, so ergibt sich ein Jahres- 
betrag von über 600 DM je Erwerbstätigen. 

Die Zahl der Sozialleistungsempfänger ist für 1949 auf insgesamt 
rund 11 Millionen Personen zu veranschlagen; werden die unter- 
haltsberechtigten Familienmitglieder usw. einbezogen, so kann 
davon ausgegangen werden, daß 1949 in Westdeutschland minde- 
stens 15 Millionen Menschen ganz oder zum Teil von öffentlicher 
Hilfe oder Versorgung gelebt haben; das sind annähernd ein 
Drittel der Gesamtbevölkerung. Die Zahl der Erwerbspersonen 
betrug Ende 1949 rund 21.5 Millionen; nach Abzug der Zahl der 
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Arbeitslosen verbleibt eine Zahl von rund 20 Millionen Erwerbs- 
tätigen (davon rund 13 Millionen Unselbständige), auf deren 
Schultern die Versorgung des restlichen Bevölkerungsteils ruht. 
Während sich vor dem Kriege die Zahlen der Erwerbstätigen und 
der Unterhaltsempfänger etwa die Waage hielten, haben heute 
zwei Erwerbstätige etwa drei Nichterwerbstätige zu unterhalten. 
Im Jahre 1932 hatte die Soziallast, bezogen auf das Sozialprodukt, 
etwa dieselbe Höhe erreicht wie im Jahre 1949. Die damalige Be- 
lastungssituation unterschied sich aber von der heutigen grund- 
legend dadurch, daß die Höhe des Sozialaufwands seinerzeit ent- 
scheidend durch die hohe Arbeitslosigkeit verursacht war. 1932 
betrug die Arbeitslosenzahl im Reichsgebiet rund 4,5 Millionen 
oder — auf das heutige Bundesgebiet bezogen — über 3 Millionen. 
Aus der Tatsache, daß der Sozialhaushalt für 1949 nur von etwa 
einem Drittel dieser Arbeitslosenzahl in Anspruch genommen 
wird, ergibt sich die Ungunst der gegenwärtigen Sozialstruktur 
besonders deutlich: die Sozialaufwendungen müssen heute über- 
wiegend für den Bevölkerungsteil aufgebracht werden, der bereits 
endgültig aus dem Arbeitsprozeß ausgeschieden ist, sozialwirt- 
schaftlich also eine Dauerlast darstellt. Infolgedessen kann aus 
einer Konjunkturbelebung nur eine Verbesserung der Relation 
zwischen Wirtschaftskraft und Soziallast, nicht aber eine wesent- 
liche Verringerung der absoluten Höhe des Sozial auf wands er- 
wartet werden. 


5. Wie die folgende Übersicht erkennen läßt, wird sich die Aufwärts- 
entwicklung der Sozialbelastung im Rechnungsjahr 1950 ver- 
stärkt fortsetzen (Beträge in Mill. DM): 


A Leistungen der Sozial- 
versicherungsträger aus 
Beiträgen 

a) Sozialversicherung . . 

b) Arbeitslosenversiche- 

cherung 

Summe A 

B Versorgungsleistungen 
der öffentlichen Ver- 
waltung (ohne Bahn 

und Post) 

C Sozialleistungen der Ge- 
bietkörperschaften 

a) öffentliche Fürsorge 

(einschl. Kriegsfolgen- 
hilfe) 

b) Leistungen an ver- 

drängte Verwaltungs- 
angehörige 

c) Leistungen an ehema- 
lige berufsmäßige 
Wehrmachtangehörige 

d) Leistungen an Kriegs- 
beschädigte, Kriegs- 
hinterbliebene usw. . 

e) Arbeitslosenfürsorge 
(ausschl. der von der 
Arbeitslosenversiche- 
rung vorschußweise 
gezahlten Beträge) 


1950 gegenüber 1949 
1949 1950 mehr ( + ) v. H. 

• weniger ( — ) 


4 827 

826 

5 462 

800 

4- 

635 

26 

4- 

13,2 

3,1 

5 653 

6 262 

4- 

609 

4- 

10,8 

1 250 

1 350 

4- 

100 

4- 

8,0 

1 337 

1 100 

— 

237 

— 

17,7 

189 

300 

4- 

111 

4- 

58,7 

78 

150 

+ 

72 

4- 

92,3 

1 903 

2 510 

+ 

607 

4- 

31,9 

540 

761 

+ 

221 

+ 

40,9 
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1949 


1950 gegenüber 1949 


1950 mehr ( + ) v. H. 

weniger ( — ) 


f) Zuschüsse an die Trä- 
ger der Sozialver- 
sicherung 

550 

721 

+ 

171 

+ 

31,1 

Summe C 

4 597 

5 542 

+ 

1 045 

+ 

20,6 

D Unterhaltshilfe .... 

640 

790 

+ 

150 

+ 

23,4 

E öffentliche Sozialleistun- 
gen insgesamt (A + B + 

C + D) 

12 140 

13 944 

+ 

1 804 

+ 

14,9 


6. Die bei der Arbeitslosenversicherung (A b) und der öffentlichen 
Fürsorge (C a) ausgewiesenen Minderausgaben stellen keine echte 
Entlastung dar; sie sind im wesentlichen der rechnerische Aus- 
druck für die Ausgabenverlagerung auf andere Positionen des 
Sozialhaushaits (Überführung von Arbeitslosenunterstützungs- 
empfängern in die Arbeitslosenfürsorge, von Fürsorgeunter- 
stützungsempfängern in die Soforthilfe, in die Renten- und 
Kriegsbeschädigtenversorgung); im Rückgang der gemeindlichen 
Fürsorgeausgaben finden insbesondere die zunehmende Abkehr 
vom Fürsorgeprinzip und die stärkere Betonung des Renten- und 
Versorgungsprinzips (vgl. dazu Nr. 2 d) ihren haushaltswirt- 
schaftlichen Niederschlag. 

7. Der hier für den Zeitraum eines Jahres ausgewiesene ungewöhn- 
lich hohe Steigerungsprozentsatz von fast 15 v. H. gibt zu den 
größten Besorgnissen Anlaß. Selbst wenn in Erwartung einer 
günstigen Wirtschaftsentwicklung für 1950 das Steuer- und Bei- 
tragsaufkommen auf insgesamt rund 26,2 Milliarden DM ange- 
setzt wird, erhöht sich der Anteil, den der Sozialhaushalt hiervon 
in Anspruch nimmt, gegenüber 1949 von 47,8 v. H. auf über 
53 v. H. In ähnlichem Verhältnis wird sich die Belastung des 
Volkseinkommens und des Bruttosozialprodukts erhöhen. Die 
Jahresbelastung je Einwohner erreicht den Betrag von über 
290 DM; die Jahresbelastung je Erwerbstätigen wird sich — 
wenn für 1950 eine Zunahme der Erwerbstätigenzahl auf 
21 Millionen zugrundegelegt wird — von 600 DM auf annähernd 
665 DM erhöhen. 

Vom Gesamtsozialaufwand des Rechnungsjahres 1950 entfallen 
über 5 Milliarden DM, also fast ein Drittel auf den Bundeshaus- 
halt; diese Belastung nimmt annähernd 53 v. H. der für 1950 
veranschlagten Bundessteuern (9 450 Mill. DM) in Anspruch. Die 
Besatzungskosten und die Sozialausgaben zusammen übersteigen 
das Bundessteueraufkommen um rund 200 Millionen DM. 

8. Bei allen Überlegungen, ob und in welchem Umfange weitere 
Leistungsverbesserungen auf sozialpolitischem Gebiet finanziell 
verantwortet werden können, wird man sich vergegenwärtigen 
müssen, daß der aufsteigende Lastentrend kraft der dem Sozial- 
haushalt innewohnenden Eigengesetzlichkeit noch auf Jahre an- 
halten wird. Hierbei ist nicht berücksichtigt, daß eine Reihe 
berechtigter Forderungen an den Sozialhaushalt noch keine ange- 
messene Lösung gefunden hat (z. B. Kriegsopferversorgung, Ent- 
schädigung der politisch und rassisch Verfolgten, Ausgleich der 
Kriegssach- und Währungsschäden, endgültiger Lastenausgleich). 
Im nächsten Rechnungsjahre wird der Bund sich ferner vor die 
Aufgabe gestellt sehen, der defizitären Entwicklung des Haushalts 
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der Sozialversicherung (insbesondere der Angestelltenversiche- 
rung) durch Erhöhung seiner Zuschüsse an die Sozialversiche- 
rungsträger zu begegnen. Schon jetzt hat aber die öffentliche 
Sozialbelastung eine Höhe erreicht, welche die Finanzkraft des 
staatlichen Gesamthaushalts zu übersteigen beginnt und zu einem 
schweren Hemmnis für den Wiederaufbau der deutschen Volks- 
wirtschaft zu werden droht. Da mit zunehmender Verschlech- 
terung der volkswirtschaftlichen Gesamtbilanz letzten Endes 
auch die Erfüllung der unabweisbaren Sozialverpflichtungen in 
Frage gestellt wird, ist in der gegenwärtigen Situation eine weitere 
Verschlechterung der Relation zwischen Wirtschaftskraft und 
Soziallast auch sozialpolitisch nicht mehr tragbar; das bedeutet, 
daß Verbesserungen von Sozialleistungen sich volkswirtschaftlich 
nur dann vertreten lassen, wenn die hierzu erforderlichen Mittel 
einer Zuwachsrate des Sozialprodukts entnommen werden kön- 
nen. Deshalb sind alle finanzpolitischen Kräfte in erster Linie 
auf eine nachhaltige Steigerung der Produktion und des Güter- 
verkehrs zu konzentrieren; nur damit werden die wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen geschaffen, die auf die Dauer die finan- 
zielle Sicherstellung des Lebensunterhalts der Hilfsbedürftigen 
gewährleisten. 
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